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I. Der Bundesverband  
 
Im Bundesverband haben sich rund 28.000 Familien und behinderte Menschen in 254 re-
gionalen Mitgliedsorganisationen zusammengeschlossen. Im Jahre 2009 wurden 5 neue 
Mitgliedsorganisationen aufgenommen. Die Rett-Syndrom Elternhilfe Landesverband 
Hamburg/Schleswig-Holstein e.V. wurde als überregionale Mitgliedsorganisation aufge-
nommen. Die vier übrigen neuen Mitgliedsorganisationen sind Träger von Einrichtungen 
und Diensten der Hilfen für behinderte Menschen und wurden als außerordentliche Mit-
glieder aufgenommen. Ein Verein ist ausgetreten. In rund 50 Clubs und Gruppen, die 
überwiegend an die örtlichen Elternorganisationen angebunden sind, finden die Interessen 
und Bedürfnisse der behinderten Jugendlichen und jungen Erwachsenen Raum zur Entfal-
tung und Befriedigung. Sie eröffnen die Möglichkeit, sich selbst zu vertreten und eigene 
Vorstellungen in der Gemeinschaft mit anderen gleichartig Betroffenen, aber auch mit 
nichtbehinderten jungen Menschen zu realisieren. 
 
Als Selbsthilfeorganisation fördert der Bundesverband die gegenseitige Unterstützung und 
den Erfahrungsaustausch von Eltern behinderter Kinder in den örtlichen Zusammen-
schlüssen. Er versteht sich als sozialpolitische Interessenvertretung behinderter Menschen 
und ihrer Angehörigen auf der Bundes- und Landesebene. Als Fachverband ist es seine 
Aufgabe, Konzepte der Behindertenhilfe und -selbsthilfe weiterzuentwickeln. Die Mit-
gliedsorganisationen vor Ort sind Träger von Einrichtungen und Diensten, wie z.B. Frei-
zeit- und Beratungsangeboten, Frühförderstellen, Familienunterstützenden Diensten, Kin-
dergärten, Schulen, Wohneinrichtungen und vielem anderen.  
 
Praxisberatung und Bildungsarbeit, die Herausgabe der Zeitschrift „Das Band“, Mitglieder-
informationsschrift bvkm.aktuell, die Fachbücher des Eigenverlages, Elterninformations-
schriften, Merkblätter und Ratgeber, das umfangreiche Internetangebot, die Durchführung 
von Fachveranstaltungen, die Förderung des gegenseitigen Austausches in Arbeitskreisen 
und auf Tagungen sind die Medien und Instrumente, mit denen der Bundesverband seine 
Arbeit umsetzt. Ziel ist es darauf hinzuwirken, dass die Lebensbedingungen in unserer 
Gesellschaft so gestaltet sind, dass Familien mit einem behinderten Kind und behinderte 
Menschen ein möglichst selbstständiges, nach ihren Vorstellungen ausgerichtetes Leben 
führen können.  
 
Im Jahre 2009 wurde der bvkm 50 Jahre alt. Viele Aktivitäten im Jubiläumsjahr knüpften 
an die Ursprünge der Verbandsarbeit an. Sie stellten das Engagement von Eltern mit ei-
nem behinderten Kind heraus und würdigten ihre Leistungen für die Familien und für die 
Gesellschaft. Trotz vieler Weiterentwicklungen der medizinischen, therapeutischen und 
pädagogischen Förderung, Verbesserung der Rechtstellung behinderter Menschen durch 
die moderne Behindertengesetzgebung und einer veränderten Einstellung der Gesell-
schaft gegenüber behinderten Menschen liegt der Schlüssel zur Entwicklung behinderter 
Kinder und der Teilhabe und Selbstbestimmung behinderter Menschen in den förderlichen 
Bedingungen, die in der Familie gestaltet werden.  
 
 
II. 50 Jahre Gemeinsam stark mit Behinderung 
 
Im Jahre 2009 feierte der Bundesverband sein 50-jähriges Bestehen. Die ab Mitte der 
fünfziger Jahre entstandenen örtlichen und regionalen Elternvereine körper- und mehr-
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fachbehinderter Kinder schlossen sich 1959 zu ihrem Bundesverband zusammen. Ziel war 
damals wie heute die Teilhabe behinderter Menschen und ihrer Familien an den wissen-
schaftlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen. Anlässlich des 50-
jährigen Jubiläums fand rund um den 1. Mai 2009 in Berlin eine Veranstaltungsreihe unter 
dem Motto „Gemeinsam stark mit Behinderung“ statt. Im Mittelpunkt standen die Men-
schen, die Anlass und Motor für die Gründung und Entwicklung des Verbandes waren und 
sind, stehen: behinderte Menschen und Eltern behinderter Kinder. Den Auftakt bildete die 
Eröffnungsfeier am Vorabend des 1. Mai, zu der die Wegbegleiter aus der Politik, der 
Verwaltung, unseren Partnerorganisationen aus der Hilfe und Selbsthilfe behinderter Men-
schen und natürlich ganz besonders unsere Mitglieder eingeladen waren. Der Wandel der 
Elternselbsthilfe in den vergangenen 50 Jahren wurde beleuchtet, ein Blick in die Zukunft 
geworfen, der Selbsthilfepreis 2009 verliehen und Möglichkeiten zur Begegnung gegeben 
werden. Die Familientagung „Gemeinsam stark mit Behinderung – Familie schafft Zukunft“ 
knüpfte an die Ursprünge der Verbandsarbeit als Elternselbsthilfeorganisation an. Sie rich-
tete sich an die verschiedenen Elterngenerationen des bvkm und griff Fragen auf, die Fa-
milien mit einem behinderten Kind im Alltag bewegen. Das Programm „Die Zukunft sind 
wir!“ war so angelegt, dass alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer, unabhängig von der Art 
und dem Ausmaß ihrer Behinderung, ein interessantes Mitmachangebot fanden.  
 
Viele Aktivitäten waren 2009 auf das 50-jährige Jubiläum des bvkm ausgerichtet. Bereits 
zu Beginn des Jahres schenkte die Aktion Mensch dem bvkm aus Anlass des Jubiläums 
ein Kalenderbuch, in dem Familien mit sehr schönen Fotos und Auszügen aus den Bei-
trägen des Schreibwettbewerbs „Glück kann man teilen. Sorgen auch.“ vorgestellt wurden. 
Die Beiträge und Fotos zeigten ein positives Bild von den Familien und dem Zusammenle-
ben mit einem behinderten Kind. Die Geschichten aus dem Alltag zeigten aber auch, auf 
welches Unverständnis und auf welche Barrieren Familien im Alltag stoßen. Das hochwer-
tig ausgestattete Kalenderbuch wurde in einer Stückzahl von  2.000 Exemplaren aufgelegt 
und verteilt. Es begleitete viele Menschen durch das Jubiläumsjahr 2009. Es fand sehr viel 
lobende Anerkennung sowohl bei von Behinderung betroffenen Familien als auch bei 
Fachkräften und interessierten Bürgerinnen und Bürgern.  
 
Mit dem Titel „50 Jahre gemeinsam stark mit Behinderung“ erschien zur Jubiläumsver-
anstaltung in Berlin eine 100-seitige Schrift, die sich mit dem auseinander setzte, „was 
war, was ist und was wird“. Die Geschichte des Verbandes und die Höhepunkte seiner 
Entwicklung wurden dargestellt. Grüße und Wünsche von prominenten und nichtprominen-
ten, von behinderten und nichtbehinderten Menschen wurden aufgenommen. Künstlerin-
nen und Künstler aus aller Welt hatten dem bvkm Zeichnungen zum Thema „Es ist egal, 
wie man sich bewegt. Entscheidend ist, was man bewegt.“ geschenkt. Eine Auswahl der 
weit über 100 Zeichnungen wurde in die Schrift aufgenommen. Familienportraits, die Vor-
stellungen typischer Mitgliedsorganisationen und Beiträge zu den wichtigsten Themen, die 
der Verband in seiner Geschichte bewegt hat, wie Basale Stimulation, Unterstützte Kom-
munikation, CP Sport oder die Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen mit Behinderung, 
vervollständigten die Festschrift.  
 
Höhepunkt des Jubiläumsjahrs war die Veranstaltungsreihe rund um den 1. Mai im 
Bundesministerium für Arbeit, dem Kleisthaus und der Grundschule am Brandenburger 
Tor. Zur Ausschmückung des Veranstaltungsorts hatte der bvkm seine Mitgliedsorganisa-
tionen und Freunde um die Gestaltung von kleinen Fahnen zu den Themen des Jubiläums 
gebeten. 1.000 Fahnen wurden von behinderten Menschen, Familien, Kindergärten, 
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Wohngruppen, Werkstatt- und Fördergruppen, Gesprächskreisen der Ortsvereine, Frei-
zeit- und Künstlergruppen erstellt und an den bvkm gesandt. Damit entstanden lange 
Flaggenbänder, die nicht nur das Ministerium und das Außengelände schmückten, son-
dern nach der Veranstaltung für Veranstaltungen vor Ort genutzt werden konnten.  An den 
vier Veranstaltungsteilen, dem Festakt, der Tagung „Gemeinsam stark mit Behinderung – 
Familie schafft Zukunft“, der Mitmachaktion für behinderte und nichtbehinderte Menschen 
„Die Zukunft sind wir“ und der Geburtstagsfeier nahmen insgesamt rund 700 Menschen 
aus ganz Deutschland teil.  
 
Einen Höhepunkt der Festveranstaltung bildete die Verleihung des Selbsthilfepreises 
2009. Eine Jury wählte aus über 130 Einsendungen die Preisträger. Die Beauftrage der 
Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen, Frau Karin Evers-Meyer, zeich-
nete drei Gruppen für ihr herausragendes Engagement aus. Den 3. Preis erhielt die LAG 
Queerhandicap NRW für die Ausrichtung eines überregionalen barrierefreien Treffens 
von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgendern mit Behinderung zur Vernetzung 
örtlicher Initiativen und einzelner AktivistInnen.  Durch die Aktivitäten der Gruppe werden 
barrierefreie Informationswege und Kontaktmöglichkeiten für den Personenkreis erschlos-
sen. Der Verein Lichtblick aus Neumünster erhielt für die Kunstprojekt-Idee „Die Stadt in 
der Stadt“, eine gemeinsame Aktion von ortsansässigen KünstlerInnen sowie Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung, den 2. Preis. Die Jury lobte das Projekt, da gemeinsames 
Gestalten ermöglicht und die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am gesellschaftli-
chen Leben in der Stadt angestrebt wird. Den 1. Preis erhielten der SC Neuburgweier 
und die Ludwig-Guttmann-Schule Karlsbad (Schule für Körperbehinderte) für ihr Koope-
rationsprojekt „Fußball baut Brücken“, bei dem Kinder und Jugendliche mit und ohne – z.T. 
schwere – Behinderung gemeinsam trainieren. Die Jury fand das Projekt besonders 
unterstützenswert, da es den gemeinsamen Sport von Jugendspielern des örtlichen Fuß-
ballvereins und SchülerInnen der Schule für Körperbehinderte mit einem überzeugenden 
Konzept ermöglicht und einen Beitrag zu einer inklusiven Gesellschaft leistet.  
 
Die Elterntagung „Gemeinsam stark mit Behinderung – Familie schafft Zukunft“ be-
fasste sich in Vorträgen und Foren mit Themen, die Familien bewegen. Dazu gehörten 
Themen wie Ablösung vom Elternhaus, Betreuungssicherheit in Kindertagesstätte und 
Schule, Familienunterstützung, Therapie und Förderung, Allein mit dem Kind (Alleinerzie-
hende), Vorträge zum Thema „Mein Kind ist behindert – diese Hilfen gibt es“ und zur 
Testamentgestaltung und vieles mehr. Zum Abschluss bereiteten die beteiligten Familien 
die Berliner Erklärung: „Was Familien brauchen!“ vor. 
 
Zu den eindrucksvollsten Beiträgen der gehörte der Vortrag von Frau Ines Boban zur Per-
sönlichen Zukunftsplanung. Viele der anwesenden Menschen mit Behinderung und ihre 
Eltern entwickelten durch den Vortrag vielleicht zum ersten Mal eine Idee davon, dass es 
neben einem durch die Behindertenhilfeeinrichtungen vorgezeichneten Weg auch andere 
Möglichkeiten der Lebensplanung und  Lebensgestaltung geben könnte. In der Folge ha-
ben zahlreiche Landesverbände und Orts- und Kreisvereine das Thema aufgegriffen und 
eigene Veranstaltungen dazu durchgeführt. Der bvkm hat das große Interesse der Mit-
gliedsfamilien an persönlicher Zukunftsplanung aufgegriffen und will einen Beitrag dazu 
leisten, dass alle behinderten Menschen, auch die mit schwerer und mehrfacher Behinde-
rung, einen Zugang zu dem Instrument der Persönlichen Zukunftsplanung erhalten. Per-
sönliche Zukunftsplanung ist ein erster und wichtiger Baustein für einen personenzen-
trierten Umbau der Behindertenhilfe. Die moderne Behindertengesetzgebung rückt vom 
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Fürsorgegedanken ab und macht behinderte Menschen zu Trägern von Bürgerrechten. 
Die UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen fordert den Zugang behinder-
ter Menschen zu allen Ressourcen der Gesellschaft und Teilhabechancen. Die gesell-
schaftliche Entwicklung hat zu einer Vielzahl von Lebensentwürfen und der Verwirklichung 
unterschiedlicher Lebenskonzepte geführt, von denen Menschen mit Behinderung nicht 
ausgeschlossen werden dürfen. Nach wie vor ist aber der Lebensweg behinderter Men-
schen oft an den Institutionen der Behindertenhilfe ausgerichtet. Um dies zu überwinden, 
sind Unterstützung und Nachteilsausgleiche erforderlich. Die Entwicklung von Vorstellun-
gen über die Zukunft und über die eigene Lebensgestaltung behinderter Menschen und 
ihrer Familien ist eine Grundvoraussetzung dafür. Noch Jahre 2009 wurden Maßnahmen 
entwickelt, wie Persönliche Zukunftsplanung verbreitet werden kann. Es wurde eine öffent-
liche Informationsveranstaltung in Berlin geplant, auf der ein Zertifikatskurs zur Ausbildung 
von Moderatoren für Konferenzen zur Persönlichen Zukunftsplanung vorgestellt wurde. 
Das Konzept wurde gemeinsam mit der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg entwi-
ckelt und soll auch gemeinsam mit der Universität umgesetzt werden. 
 
Ein weiterer Höhepunkt war die Präsentation der Ergebnisse des Mitmachprogramms 
„Die Zukunft sind wir“.  Die zum Teil sehr schwer behinderten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer zeigten, was sie sich in den Workshops während der Veranstaltung erarbeitet 
hatten. Das Spektrum reichte von Selbstverteidigung, Tanz, Musikdarbietungen, Theater, 
Sportdemonstrationen bis zur Ausstellung der Erfindungen der Werkstatt für Forscherin-
nen und Forscher, den Gemälden und Tonarbeiten. Unter großer Anteilnahme mehrerer 
hundert Zuschauer/innen begeisterte die Präsentation Akteure und Publikum gleicherma-
ßen und machte das Ereignis zu einem unvergessenen Erlebnis. 
 
Die Jubiläumsaktivitäten haben insgesamt zu einer deutlich gewachsenen Verbundenheit 
der Mitglieder untereinander und zum bvkm geführt. Es konnte aber auch der Öffentlich-
keit und der Politik verdeutlicht werden, welche Leistung von den Mitgliedsfamilien in der 
Vergangenheit und heute erbracht wird. Das betrifft den Anteil der behinderten Menschen 
und der Familien mit einem behinderten Kind an der Entwicklung der Arbeit für und mit 
behinderten Menschen ebenso, wie die Leistung, die tagtäglich in den Familien erbracht 
wird. Für die Vertreter/innen der Mitgliedsorganisationen und für die Familien war das 
Gemeinschaftserlebnis in Berlin Ermutigung und Bestätigung, in ihrem Engagement für 
ihre Kinder, die Familien und für die lokalen Organisationen nicht nachzulassen. Die 50-
jährige Geschichte des bvkm zeigt, wie notwendig und wirkungsvoll dieses Engagement 
war und ist.  
 
 
III. Selbsthilfe stärken  
 
Die Selbsthilfe und Selbstvertretung von Eltern behinderter Kinder und behinderter 
Menschen hat sich wieder stärker zu einem festen Bestandteil der gesamten Verbandsar-
beit entwickelt. Die vom bvkm erarbeiteten und zur Verfügung gestellten Arbeitsmaterialien 
sollen den Orts- und Kreisvereinen die Ansprache und die Einbeziehung besonders junger 
Eltern behinderter Kinder ermöglichen. Unterstützt werden sollten diese Maßnahmen 
durch die Beratung der haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Orts- und Kreisvereinen und durch die Praxisberater und -beraterinnen des Bundesver-
bandes. 
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Die Projektgruppe „Eltern aktiv“, die sich aus haupt- und ehrenamtlichen Vertretern aus 
allen Ebenen des Bundesverbandes – den Orts- und Kreisvereinen, den Landesverbän-
den und dem Bundesverband – zusammensetzt, entwickelte Vorschläge, wie die Arbeit 
des bvkm in den Schwerpunkten, Angeboten, Arbeits- und Kommunikationsformen noch 
deutlicher auf die Stärkung der Selbsthilfe und Selbstvertretung auszurichten ist.  
 
Die Ergebnisse lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen: 
 
Die Zeitschrift DAS BAND soll zukünftig mehr verbandsinterne Nachrichten berücksichti-
gen, dabei soll jedoch immer auf die Nützlichkeit für die ganze Zielgruppe geachtet wer-
den. Es soll verstärkt auf Beiträge aus dem Verbandsbereich zurückgegriffen werden. Ih-
ren Charakter und Stil soll die Zeitschrift jedoch beibehalten. Bei der Mitgliederinformation 
bvkm.aktuell soll zukünftig verstärkt auf einfache Sprache geachtet werden. Es sollen 
mehr Hintergrundinformationen zu schwierigen sozialpolitischen Themen angeboten und 
mehr Beiträge und Materialien zur direkten Weitergabe an Familien und Ortsvereinsvertre-
ter erarbeitet werden. Die Texte sollen ansprechender gestaltet werden. Themen sollen 
durch Pressetexte so weit aufbereitet werden, dass sie ohne großen Aufwand an die loka-
le Presse weitergegeben werden können. Es wurde angeregt, eine Jahresthemenüber-
sicht anzulegen. 
 
Der Internetauftritt www.bvkm.de soll um einen Menüpunkt  „Aktuelles“ erweitert werden, 
der neben harten Fakten, z.B. aktuelle juristische Themen, auch „Vermischtes“, Bilder, 
Nachrichten und Buntes aus dem bvkm aufnimmt. Die Vorschläge wurden von der Ar-
beitsgruppe zur Überarbeitung des Internetauftritts des Bundesverbandes aufgegriffen. 
 
Neben den satzungsgemäßen Organen des Bundesverbandes haben sich im bvkm Fach-
ausschüsse (Sport, Konduktive Förderung, WfbM, Mütterwerkstatt), Arbeitskreise (Schule, 
Sozialpolitik) und Projektgruppen (50 Jahre bvkm, Namensänderung, Eltern aktiv) als wei-
tere Arbeitsformen herausgebildet. 
Aufwand und Ertrag sowohl für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer als auch für den Ver-
band sollen überprüft werden. Es sollen Maßnahmen ergriffen werden, wie mehr Men-
schen einbezogen werden können. Es sollen neue effektive Arbeits- und Kommunikations-
formen, ggf. unter Nutzung elektronischer Medien, entwickelt und erprobt werden, die eine 
breitere Beteiligung ermöglichen. Die Serviceangebote sollen konzentriert auf Fragestel-
lungen von Eltern behinderter Kinder ausgerichtet werden. Konkret wird die Herausgabe 
einer Informationsschrift mit dem Titel „Mein Kind wird volljährig“ erarbeitet werden. Zur 
Stärkung der Selbsthilfe soll nach vorheriger sorgfältiger Analyse geklärt werden, welche 
Aufgaben sinnvoll auf der Bundesebene erledigt werden können. Nicht alles, was in der 
Arbeit der Ortsvereine als Defizit empfunden wird, ist durch den Bundesverband auszu-
gleichen. 
 
Die Entscheidung, die Stärkung der Selbstvertretung und Selbsthilfe behinderter Men-
schen und Eltern behinderter Kinder zur Querschnittsaufgabe des Bundesverbandes zu 
machen und durch die „Mütterwerkstatt“ und die „Projektgruppe Eltern aktiv“ begleiten zu 
lassen, hat sich als richtig erwiesen. 
Die Projektgruppe Eltern aktiv beendete im Jahre 2009 ihre Arbeit mit einem Abschluss-
bericht an den Vorstand des bvkm. Neben vielen konkreten Vorschlägen, die zur Stärkung 
der lokalen Selbsthilfearbeit der Orts- und Kreisvereine beitragen werden, wurden auch 
Fragestellungen aufgeworfen, die auf den unterschiedlichen Ebenen der Verbandsarbeit 
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weiter diskutiert werden müssen. Dazu gehört vor allem die Frage, welche weiteren Ebe-
nen neben dem bvkm Aufgaben zur Unterstützung der Selbstvertretung und Selbsthilfe 
leisten können und müssen. 
 
Um die Interessen und Bedürfnisse von Familien mit einem behinderten Kind noch besser 
aufgreifen zu können, sollte die Arbeit der Mütterwerkstatt weiter ausgebaut werden. Die 
Mütterwerkstatt ist ein Zusammenschluss von Müttern behinderter Kinder, die sich im 
Schwerpunkt mit der Situation der Familien aus der Perspektive von Müttern auseinander-
setzen. Nicht das Kind und seine Behinderung stehen im Vordergrund, sondern die Le-
benssituation der Mütter, ihre Wünsche, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen. Ziel sei 
es, die Arbeit der Mütterwerkstatt zu konkretisieren und auf einer breiteren Grundlage so-
wohl inhaltlich als auch in den Arbeits- und Beteiligungsformen weiterzuentwickeln. Die 
Mütterwerkstatt soll den Erfahrungs- und Meinungsaustausch der Mütter untereinander 
anregen, Ideen entwickeln und konkrete Projekte anschieben. Themen wie gesundheitli-
che Bedürfnisse von Müttern behinderter Kinder, die aktuelle Betreuungssituation in den 
Tageseinrichtungen für Kinder und in den Schulen, die Vereinbarkeit von Beruf, Betreuung 
und Pflege, die Organisation der Familienarbeit und Entlastungsmöglichkeiten zur Reali-
sierung eigener Vorstellungen stehen im Mittelpunkt der Arbeit der Mütterwerkstatt. 
 
Die Mütterwerkstatt arbeitete 2009 erstmals durchgängig in einer neuen Arbeitsform. Sie 
besteht aus dem kontinuierlichen Austausch der Teilnehmerinnen über eine Mailingliste 
und einem Jahrestreffen. Mit dem Instrument der Mailingliste erarbeitete die Mütterwerk-
statt das Mütter-Manifest. Es beschreibt ein Leben mit Behinderung als eine besondere 
Aufgabe. Gesellschaftliche und politische Wertschätzung und Unterstützung sind die Vo-
raussetzung dafür, ein Kind mit Behinderung großzuziehen. Die Lebenserhaltung, Pflege, 
Förderung, Erziehung und der Schutz der Kinder mit Behinderung darf von der Gesell-
schaft und der Politik nicht als selbstverständlich und als alleinige Angelegenheit der Müt-
ter und Familien angesehen werden. Die Mütter möchten die Gesellschaft als eine solida-
rische Gemeinschaft erfahren, als eine Gesellschaft, die gerade dadurch lebt, dass Men-
schen der Gemeinschaft bedürfen. Dazu gehören besonders auch Menschen mit Behinde-
rung und ihre Familien. In zehn Punkten wenden sich die Verfasserinnen mit ihren Erwar-
tungen an andere Frauen, Vereine, Leistungsanbieter, die Politik und die Verwaltung.  
Die Mütterwerkstatt stellte das Manifest auf der Fachtagung des bvkm „Gemeinsam stark 
mit Behinderung – Familie schafft Zukunft“ vor und veranstaltete dazu einen Workshop. 
 
Die Jahrestagung der Mütterwerkstatt fand im September in Berlin statt. Neben der Orga-
nisation der laufenden Arbeit nahm die Mütterwerkstatt die Planungen für einen großen 
Mütterkongress 2011 auf. Für die inhaltlichen und organisatorischen Vorbereitungen 
wurden Verantwortlichkeiten und Verfahren verabredet. Die Tagung sollte sich inhaltlich 
an den Kernthemen orientieren, die von der Mütterwerkstatt identifiziert wurden: Berufstä-
tigkeit, Betreuung, Alltag und Freizeitgestalten, „Das tut mir gut“. Es sind Vorträge, Work-
shops, Austausch, kreative Angebote, Traumwerkstatt, z.B. für junge, neue Mütter, ge-
plant. 2010 sollen das Programm und die Rahmenbedingungen entwickelt werden. Be-
sonderer Wert soll auf ein qualifiziertes „Kinderprogramm“ gelegt werden, wobei auch an 
die Betreuung erwachsener Kinder gedacht werden muss. 
 
Inhaltlich setzte sich die Jahrestagung mit der Betreuung behinderter Kinder in Tages-
pflege auseinander. Für Kinder aus belasteten Familien, Kinder mit Behinderung oder 
chronischen Erkrankungen kann die Betreuung in Tagespflege eine wichtige und wertvolle 
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Unterstützung für das Kind und seine Familie sein. Der integrative Ansatz, dass Kinder mit 
besonderen Bedürfnissen von Anfang an mit nichtbehinderten Kindern gemeinsam spielen 
und lernen, ist ein wichtiges Ziel und der Beginn vom Leben in der Gemeinschaft. 
 
Der Rechtsanspruch auf einen Platz in der Integrationsgruppe ist in vielen Bundesländern 
noch nicht ausreichend umgesetzt. Die Tagespflege bietet einen guten Übergang in die 
Tageseinrichtung. Wichtig ist eine entsprechende Qualifizierung der dort Tätigen. Koope-
rationspartner sind die Landesjugendämter. Die Mütterwerkstatt setzte sich insbesondere 
mit dem Berliner Modell auseinander, das von einer Mitarbeiterin der Senatsverwaltung 
vorgestellt wurde. Außerdem wurden die Beispiele guter Praxis und Hinweise zum Aufbau 
und zur Qualifizierung von Tagespflege des Deutschen Jugendinstituts  erörtert und auf 
ihre Tauglichkeit im Blick auf Familien mit behinderten Kindern bewertet.  
 
Das zweite inhaltliche Thema befasste sich mit dem Wiedereinstieg von Müttern behinder-
ter Kinder in die Erwerbstätigkeit. Vorgestellt wurde der Profilpass. Er ist ein Instrument, 
mit dem sich Frauen einen Überblick über ihre Fähigkeiten und Kompetenzen verschaffen 
können. Er soll im Beruf und bei Bewerbungen, aber auch bei ihrer Lebensplanung und 
bei außerberuflichem Engagement helfen sich zu präsentieren und den rechten Platz zu 
finden. In diesem Zusammenhang wurden auch Kontaktmöglichkeiten zu den Agenturen 
für Arbeit, die Finanzierung einer Beratung und die Möglichkeiten von Bildungsgutschei-
nen vorgestellt.  
 
Die Stärkung der Selbsthilfe von Eltern behinderter Kinder und behinderter Men-
schen bleibt weiterhin eine Querschnittsaufgabe, die alle Aktivitäten der Geschäftsstelle 
des Bundesverbandes mitbestimmt. Die Bildungsangebote, die Zeitschrift DAS BAND, die 
Veröffentlichungen des Verlages, die Projekte und die Beratungsarbeit werden sich weiter 
daran ausrichten und messen, was sie für die Verbandsentwicklung im Hinblick auf die 
Selbsthilfe und Selbstvertretung von Familien mit einem behinderten Kind leisten können. 
 
 
IV. Sozialpolitik für Menschen mit Behinderungen und ihre Familien 
 
Als sachverständiges, kritisches Gegenüber von Gesetzgeber, Regierung und Verwaltung 
bringt der Bundesverband die Interessen behinderter Menschen in Staat und Gesellschaft 
auf vielfältige Art und Weise zur Geltung. Er regt Gesetzesänderungen an und macht 
durch Presseerklärungen sowie durch seine Mitwirkung in beratenden Gremien, Fachaus-
schüssen und bei Tagungen auf die Probleme behinderter Menschen aufmerksam. In öf-
fentlichen Anhörungen sowie in Gesprächen mit PolitikerInnen und leitenden Verwal-
tungsbeamtInnen trägt der Bundesverband die Forderungen und Standpunkte seiner Mit-
glieder vor. 
 
Im Mittelpunkt der sozialpolitischen Arbeit des Bundesverbandes stand 2009 

· die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 
· die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe, 
· die Neufassung der Heilmittel-Richtlinie, 
· die Umsetzung und Weiterentwicklung der Komplexleistung Frühförderung, 
· der 13. Kinder- und Jugendbericht sowie  
· die Betreuung behinderter Kinder in Pflegefamilien. 
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Weitere sozialpolitische Akzente hat der Bundesverband in seiner Stellungnahme zu Fra-
gen der Fortführung der Betreuertätigkeit nach dem Tod des Betreuten sowie durch seine 
Forderungen zur Bundestagswahl 2009 gesetzt. Wichtige Impulse für seine sozialpoliti-
sche Arbeit erhält der Bundesverband u.a. durch seinen regelmäßigen Austausch mit den 
Landesverbänden im Rahmen des Facharbeitskreises Sozialpolitik. In diesem Gremium 
werden sozialpolitische Themen erörtert und Positionen zu aktuellen Gesetzesvorhaben 
abgestimmt.  
 
Seit dem 26. März 2009 ist die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen für Deutschland verbindlich. Die UN-Behindertenrechtskonvention stellt einen 
Meilenstein in der Behindertenpolitik dar, indem sie den Menschenrechtsansatz einführt 
und das Recht auf Selbstbestimmung, Partizipation und umfassenden Diskriminierungs-
schutz für Menschen mit Behinderungen formuliert sowie eine barrierefreie und inklusive 
Gesellschaft fordert. Der bvkm beteiligte sich an der Erarbeitung von Maßnahmen und 
Aktionen zur Umsetzung der UN-Konvention. Er übernahm die Organisation und inhaltli-
che Gestaltung einer Fachkonferenz zu den Themen „Selbstbestimmtes Leben“, „Familie“ 
und „Soziale Sicherung“ im Rahmen der Kampagne „Alle inklusive! Die neue UN-
Konvention“ der Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter Men-
schen. Bei der Veranstaltung in Kiel am 28. März 2010 kooperierte der bvkm mit seinem 
Landesverband Schleswig-Holstein und dem Bundesverband behinderter und chronisch 
kranker Eltern. Seit der Einrichtung der Monitoringstelle zur UN-
Behindertenrechtskonvention am Institut für Menschenrechte nimmt der bvkm regelmäßig 
an den Verbändekonsultationen teil. 
 
Die Debatte um eine inklusive Schule hat durch die UN-Konvention eine ungeheure Dy-
namik erhalten. Die Sonderschule als angemessener Lernort für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen ist in Frage gestellt. Dem Wunsch nach neuen Formen des gemein-
samen Aufwachsens und Lernens behinderter und nichtbehinderter Kinder steht die Sorge 
gegenüber, dass der Bildungsanspruch eingeschränkt und die Errungenschaften des Bil-
dungssystems für behinderte Menschen gefährdet werden. Häufig werden in der aktuellen 
Debatte der Bildungsanspruch, die Förderung und Versorgung, die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Fortschritt für Kinder und Jugendliche mit schweren und mehrfachen Behinde-
rungen und die damit verbundenen Anforderungen nicht ausreichend wahrgenommen. Der 
bvkm unterstützt die Zielsetzungen der UN-Konvention. Eine inklusive Gesellschaft ist das 
Leitbild, an dem der Verband seine Arbeit ausrichtet. Zielperspektive ist daher eine Schule 
für alle. Ein verbandsinterner Fachtag im Oktober 2009 diente dazu, diese Zielperspektive 
in den Verband hineinzutragen, die besonderen Interessen der körper- und mehrfachbe-
hinderten Kinder und Jugendlichen und ihrer Eltern herauszuarbeiten und Rahmenbedin-
gungen und Zwischenschritte auf dem Weg zu einer inklusiven Schule zu beschreiben.  
 
Die von den Arbeits- und Sozialministern angestoßene Weiterentwicklung der Einglie-
derungshilfe nach dem SGB XII war 2009 eines der dominierenden sozialpolitischen 
Themen für den bvkm. Gespräche und Abstimmungen fanden mit  dem Bundesminister, 
Staatssekretär, Abteilungsleitung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, der 
Behindertenbeauftragten der Bundesregierung, mit Landesministerien, mit den anderen 
Verbänden der Behindertenhilfe und Selbsthilfe, den Wohlfahrtsverbänden und selbstver-
ständlich mit den Gremien und Organen des Bundesverbandes statt. Der bvkm beteiligte 
sich aktiv an den vier Sitzungen der Unterarbeitsgruppe „Ambulante Wohnfor-
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men/Ambulantisierung – Bedingungen für ein selbstbestimmtes Leben“ im Rahmen der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe“.  
 
Gegenstand der Diskussionen waren insbesondere das Vorschlagspapier der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für Menschen mit Be-
hinderungen“ der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK) vom September 2008 so-
wie die von der 85. ASMK im November 2008 beschlossenen Eckpunkte für eine Reform 
der Eingliederungshilfe. Nach diesem Beschluss soll sich die Reform der Eingliederungs-
hilfe an folgenden Eckpunkten orientieren: 
 
· Entwicklung zu einer personenzentrierten Teilhabeleistung durch eine stärkere Berück-

sichtigung der individuellen Bedarfe und Beachtung des Selbstbestimmungsrechtes 
der Menschen mit Behinderungen 

· Entwicklung eines durchlässigen und flexiblen Hilfesystems 
· Schaffung von Beschäftigungsalternativen zur Werkstatt für behinderte Menschen 
 
Zur Sicherstellung der Versorgung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder mit 
Heilmitteln beteiligte sich der bvkm im Rahmen der Patientenvertretung im Gemeinsamen 
Bundesausschuss an der Neufassung der Heilmittelrichtlinie. Die Abstimmungen darüber 
dauerten bis zum Ende des Jahres 2009. Aus der Sicht des bvkm sind die folgenden 
Punkte des vorgelegten Entwurfs kritisch. Sie betreffen  
- die Abgrenzung der medizinisch-therapeutischen Leistungen von nichtmedizinischen 

Leistungen, z.B. schulische oder heilpädagogische Maßnahmen (§ 6 Absatz 2 HMR), 
- die langfristige Genehmigung von Verordnungen außerhalb des Regelfalles in beson-

deren Fällen (§ 8 Absatz 4 HMR), 
- den Ort der Leistungserbringung (§ 11 Absatz 2 HMR). 
 
Die Regelung des § 6 Absatz 2 dient dazu, medizinisch-therapeutische Leistungen, die 
von der GKV erbracht werden, von Leistungen anderer Leistungsträger, z.B. von schuli-
schen oder heilpädagogischen Maßnahmen der Sozialhilfeträger, abzugrenzen. Die vor-
geschlagene Neufassung stellt weder eine inhaltliche Weiterentwicklung noch eine Präzi-
sierung dar, die die Abgrenzung zukünftig erleichtern könnte. Statt dessen ist zu befürch-
ten, dass die Neuformulierung bei den Beteiligten zu Irritationen führt, durch die eine an-
gemessene Verordnungspraxis in Frage gestellt wird. 
 
Der neue § 8 Abs. 4 Satz 5 der HMR sieht vor, dass die Krankenkassen auf Antrag des 
Versicherten die besondere Schwere und Langfristigkeit einer Behinderung feststellen 
können. Diese Statuserhebung soll in ihrer Folge dazu führen, dass die Verordnungen für 
diesen Personenkreis bei der Anerkennung von Praxisbesonderheiten und bei Wirtschaft-
lichkeitsprüfungen besonders berücksichtigt werden. Der verordnende Arzt/die verordnen-
de Ärztin kann dadurch für diese Verordnungen vor Regressansprüchen geschützt wer-
den. Der Bundesverband hält die vorgeschlagene Lösung für die einzige wirksame Mög-
lichkeit, innerhalb der Heilmittelrichtlinie die zum Teil dramatischen Folgen von Heilmittel- 
und Praxisbudgets abzumildern. Für Menschen mit schweren und mehrfachen Behinde-
rungen, die auf die kontinuierliche Behandlung angewiesen sind, stellt die vorgesehene 
Regelung die Chance einer deutlichen Verbesserung ihrer Situation dar. 
 
Die Regelung des § 11 Absatz 2 ermöglicht die Behandlung von Kindern und Jugendli-
chen außerhalb der Praxis und ohne die Verordnung eines Hausbesuches in Tagesein-
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richtungen, z.B. Kindergärten und Schulen. Die Regelung wird grundsätzlich vom bvkm 
begrüßt. Die vorgesehene Altersbegrenzung hat jedoch gravierende Auswirkungen auf 
erwachsene behinderte Menschen in Tageseinrichtungen, wie Tagesförderstätten oder 
Werkstätten für behinderte Menschen. Die Altersbegrenzung schließt zukünftig diese sinn-
volle und von allen akzeptierte Behandlungsmöglichkeit aus. 
 
Das von einer Arbeitsgruppe aus Vertretern der Elternorganisationen, des Fachverbandes 
und der Leistungserbringer erarbeitete Papier zur Umsetzung und Weiterentwicklung der 
Komplexleistung Frühförderung  wurde Anfang des Jahres 2009 von den Verbänden 
der BAG der freien Wohlfahrtspflege aufgegriffen und als gemeinsame Stellungnahme 
veröffentlicht. Es beschrieb die Probleme bei der Umsetzung der Komplexleistung, entwi-
ckelte Lösungsansätze und benannte Verantwortlichkeiten. Die zuständigen Bundesmini-
sterien wurden gebeten, durch klarstellende Hinweise gegenüber den Leistungsträgern zur 
Durchsetzung der Komplexleistung beizutragen. In einem gemeinsamen Rundschreiben 
von BMG und BMAS wurde diese Anregung aufgegriffen und den Leistungsträgern klar-
stellende Hinweise zur Umsetzung der Komplexleistung gegeben. Sie betrafen insbeson-
dere die Definition der Komplexleistung und ihren Leistungsinhalt, die Beratung von Erzie-
hungsberechtigten, mobile Frühförderung, die Sicherung von Interdisziplinarität durch Ge-
währleistung sog. Korridorleistungen, das niederschwellige offene Beratungsangebot und 
Fragen der Heilmittelerbringung, der Abgrenzung der Zuständigkeit und Kostenteilung, des 
Personenkreises und das Verhältnis von Interdisziplinärer Frühförderung und Sozialpädiat-
rischer Zentren. 
 
Im Nachgang zu dem Rundschreiben führten die Verbände Gespräche mit dem GKV Spit-
zenverband und dem Deutschen Städtetag und dem Deutschen Landkreistag über die 
Weiterentwicklung der Komplexleistung Frühförderung.  
 
Der 13. Kinder- und Jugendbericht über die Lebenssituation junger Menschen und die 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland bot Anlass, sich intensiv mit der 
Situation junger Menschen mit Behinderungen und den von ihnen benötigten Leistungen 
auseinander zu setzen. Eltern mit behindertem Kind und behinderte Eltern wollen ihren 
Kindern förderliche Bedingungen gestalten, wie andere Eltern auch. Das Familienleben 
findet vor dem Hintergrund der Behinderung der Eltern oder der Kinder unter erschwerten 
Bedingungen statt. Um ihre Aufgabe als stabilen und verlässlichen Lebensraum erfüllen zu 
können, sind Familien heute auf vielfältige Unterstützung der Gesellschaft angewiesen. 
Bei der Suche nach Unterstützung stoßen sie auf vielfache Hindernisse. Selten erleben sie 
die Hilfen aus einer Hand. Die Praxis ist durch Abgrenzungen zwischen Sozialhilfe, Ju-
gendhilfe, den Krankenkassen und dem Bildungsbereich geprägt. Daraus ergibt sich, dass 
die Angebote für behinderte Menschen nicht selten isoliert für sich stehen und daher den 
individuellen Hilfebedarf nur eingeschränkt aufgreifen können.  
 
Die Unzulänglichkeiten, die viele Familien mit einem behinderten Kind spüren, werden im 
13. Kinder- und Jugendbericht benannt und kommen damit über das subjektive Empfinden 
der Eltern hinaus. Nicht die Eltern sind unfähig, wenn sie in diesem System nicht zurecht-
kommen, sondern das System versagt. Der Bericht belegt das an vielen Beispielen. 
 
Die zentrale Forderung lautet: Die Unterstützungsleistungen müssen sich an den Lebens-
lagen orientieren und nicht an Institutionen und Sozialgesetzbüchern. Die Leistung müs-
sen aus einer Hand erbracht werden. Der bvkm hat sich intensiv mit dem 13. Kinder- und 
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Jugendbericht beschäftigt und kann aus seiner Praxis die Diagnose des Berichtes und die 
Schlussfolgerungen der Bundesregierung bestätigen. Die Schnittstellenprobleme zwischen 
der Jugendhilfe und anderen Hilfesystemen müssen beseitigt werden. Dies gilt insbeson-
dere bei Frühen Hilfen und bei Hilfen für junge Menschen mit Behinderungen. In verschie-
denen Beiträgen auf Tagungen, zuletzt auf einer Fachtagung von Trägern der Behinder-
tenhilfe und der Jugendhilfe im November 2009 in Hamburg, hat der bvkm sich mit den 
damit verbundenen Umsetzungsfragen beschäftigt und Anforderungen an große und klei-
ne Lösungen formuliert. Im Mittelpunkt standen dabei die fachlichen Anforderungen an die 
Leistungen für die Familien. 
 
Als Elternorganisation setzt sich der Bundesverband dafür ein, dass Kinder und Jugendli-
che mit Behinderung, die nicht in ihren Herkunftsfamilien leben können, vorrangig Auf-
nahme und Betreuung in Pflegefamilien finden können. Seit vielen Jahren wird über die 
strittige Zuständigkeit zwischen Jugendhilfe und Sozialhilfe Klage geführt. Hunderte erfolg-
reiche Pflegeverhältnisse der Mitgliedsfamilien des Bundesverbandes behinderter Pfle-
gekinder belegen, dass diese Betreuungsform die beste für die Kinder und Jugendlichen 
mit Behinderung ist. Es zeigt sich auch, dass sich genügend Pflegefamilien finden, wenn 
die Finanzierungsfragen geklärt werden können. Dies ist häufig nicht der Fall, was darauf 
zurückzuführen ist, dass einige Träger der Sozialhilfe die Betreuung in einer Pflegefamilie 
für geistig und körperlich behinderte Kinder und Jugendliche nicht als eine Leistung der 
Eingliederungshilfe einordnen und die Kosten somit nicht übernehmen. Mit dem Kranken-
hauspflegeassistenzgesetz wurde durch einen gesetzlichen Zusatz im § 54a SGB XII, der 
einen Vorrang der Betreuung behinderter Kinder und Jugendlicher in einer Pflegefamilie 
begründet, die Betreuung in einer Pflegefamilie zu einer Leistung der Eingliederungshilfe 
gemacht. Damit wurde die Ungleichbehandlung geistig und körperlich behinderter Kinder 
und Jugendlicher gegenüber seelisch behinderten und nichtbehinderten Kindern und Ju-
gendlichen beseitigt. In der Endphase setzte sich der bvkm intensiv für das Zustande-
kommen der gesetzlichen Regelung ein. Es wurden Gespräche mit dem Arbeits- und So-
zialminister Olaf Scholz, mit Bundestagsabgeordneten der Regierungsfraktionen und mit 
verschiedenen Bundesländern geführt. Die Regelung ist auf den 31.12.2013 befristet. 
 
Mit dem Tod eines Menschen endet eine ggf. für ihn bestellte rechtliche Betreuung. Im 
Oktober 2009 hat der bvkm gegenüber dem Bundesministerium der Justiz zu Fragen der 
Fortführung der Betreuertätigkeit nach dem Tod des Betreuten Stellung genommen. Hin-
gewiesen hat der bvkm dabei auf das Regelungsdefizit, das im Hinblick auf die Totensor-
ge auftritt, wenn ein Betreuter stirbt, der keine Angehörigen hat. Angelegenheiten der To-
tensorge sind die Organisation der Beerdigung und der Trauerfeierlichkeiten, die Grabge-
staltung und die Grabpflege. Die Totensorge wird in erster Linie durch Angehörige wahr-
genommen. 
 
Da bei schwerstmehrfachbehinderten Menschen oftmals keine Angehörigen mehr vorhan-
den sind, die die Angelegenheiten der Totensorge für den Verstorbenen regeln könnten, 
ist es in derartigen Fällen Sache der zuständigen Ordnungsbehörde, für die Bestattung zu 
sorgen. Für die Kosten einer solchen Amtsbestattung muss die Behörde selbst aufkom-
men. Ein Ausgleichsanspruch gegen den Sozialhilfeträger nach § 74 SGB XII steht der 
Ordnungsbehörde nicht zu. Dies wiederum hat zur Folge, dass die Verstorbenen aus Kos-
tengründen häufig ein Begräbnis unterhalb des Niveaus der Sozialbestattung erhalten. Sie 
werden in der Regel eingeäschert und anschließend anonym in einer Urnengemein-
schaftsanlage bestattet.  
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Der Bundesverband hält diese Form der Beisetzung für nicht angemessen. Menschen mit 
schweren Behinderung sind häufig ihr Leben lang auf Leistungen der Sozialhilfe angewie-
sen. Aufgabe der Sozialhilfe ist es gemäß § 1 SGB XII, den Leistungsberechtigten die 
Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht. Auch die 
Bestattung der Leistungsberechtigten muss daher in einer diesen Grundsatz beachtenden 
Art und Weise erfolgen.  
 
Der bvkm sieht deshalb für die Fortführung der Betreuertätigkeit nach dem Tod des Be-
treuten in Fällen, in denen keine Angehörigen vorhanden sind, die die Totensorge wahr-
nehmen könnten, dringenden Regelungsbedarf. Sichergestellt werden muss im Rahmen 
einer solchen Regelung, dass die/der Betreuer/in nicht mit den Kosten der Beerdigung 
belastet werden darf. Der/Dem Betreuer/in ist daher das Recht einzuräumen, die Über-
nahme der Bestattungskosten gemäß § 74 SGB XII beim Sozialhilfeträger zu beantragen. 
 
Für die Interessenvertretung der Mitgliedsvereine in den Städten und Kreisen erstellte der 
bvkm Forderungen zur Bundestagswahl am 27. September 2009. Das hierzu erstellte 
Faltblatt des bvkm enthielt Forderungen zur Reform der Eingliederungshilfe, zur Integrati-
on behinderter Kinder in die Kinder- und Jugendhilfe, zur Umsetzung der UN-Konvention, 
zu den besonderen Anforderungen behinderter Menschen an eine solidarische und be-
darfsgerechte Krankenversicherung, zur Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs bei einer Reform der Pflegeversicherung und zur Krankenhauspflege von Menschen 
mit schweren und mehrfachen Behinderungen. 
 
 
V. Information und Beratung 
 
Nahezu alle Aktivitäten des Bundesverbandes sind darauf ausgerichtet, die Selbstvertre-
tung und Selbsthilfe von Eltern behinderter Kinder und behinderter Menschen zu stär-
ken. Das gilt ebenso für die Zeitschrift DAS BAND, die Verlagspublikationen, die Bildungs-
arbeit und vor allem für die Praxisberatung des Bundesverbandes. Sehr wichtig ist es, 
dass die örtlichen Gruppen und regionalen Vereinigungen  mit ihren Angeboten und Kon-
taktmöglichkeiten zu anderen Eltern und betroffenen Menschen sichtbar sind, damit sie 
von ihnen gefunden werden können. Deshalb haben gerade Maßnahmen der Öffentlich-
keitsarbeit eine Schlüsselfunktion für die örtliche Arbeit. Der Bundesverband hilft, das Er-
scheinungsbild der örtlichen Vereine zu verbessern, unterstützt die Herausgabe von In-
formationsschriften und Faltblättern sowie die Einrichtung von Internetseiten. Neben der 
Beratung konnte mit der Kontaktvermittlung zu einschlägigen Dienstleistern und mit finan-
zieller Unterstützung geholfen werden. Die Namensänderung des Bundesverbandes 2008 
war für viele regionale Mitgliedsorganisationen Anlass, die Angebote zur Gestaltung eines 
neuen Erscheinungbildes und neuer Materialien für die Öffentlichkeitsarbeit zu nutzen. 
Auch der bvkm setzt für die Geschäftspapiere, die Informationsmaterialien und weitere 
Veröffentlichungen den neuen Namen und das neue Erscheinungsbild ein. 
 
Nach wie vor stellen die Informationsbroschüren, die der Bundesverband auch in großer 
Stückzahl an seine örtlichen Mitgliedsorganisationen weitergibt, ein wichtiges Medium dar, 
um den Kontakt zu Familien aufzubauen und aufrecht zu erhalten. Gerade die Rechtsrat-
geber, die an unterschiedliche familiäre Lebenssituationen anknüpfen, haben sich dabei 
als sehr hilfreich für die örtliche Arbeit erwiesen. Die Materialien werden den Vereinen 
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kontinuierlich über die Internetseiten des Bundesverbandes und über das Mitgliedsrund-
schreiben bvkm.aktuell angeboten. Etwa 4.500 Broschüren konnten für den Einsatz in der 
örtlichen Arbeit im Jahr 2009 weitergereicht werden. Die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit 
für den Bundesverband und seine Angebote wurde durch das Jubiläum erhöht.  
 
Eine wichtige Voraussetzung für einen gelingenden Verarbeitungsprozess der Behinde-
rung in der Familie sind grundlegende Kenntnisse über die Behinderung, die Entwick-
lungsmöglichkeiten und Erschwernisse und die Chancen und Möglichkeiten medizinischer, 
therapeutischer und pädagogischer Hilfen. Vor allem Eltern brauchen Hinweise darauf, wie 
sie Bedingungen in der Familie gestalten können, die die Entwicklung des Kindes fördern 
und seine Potentiale zur Entfaltung bringen. Gerade Eltern cerebral bewegungsgestörter 
Kinder sehen sich einer Vielzahl von Entscheidungsnotwendigkeiten gegenüber. Der bvkm  
gibt daher verständliche Basiselterninformationen heraus, die zum Verständnis und zum 
angemessenen Umgang mit dem behinderten Kind beitragen sollen und die Grundlage für 
eine informierte Entscheidung darstellen. Die beiden ersten Schriften der Reihe „Kinder 
mit cerebralen Bewegungsstörungen“, „Eine Einführung“ und „Förderung und The-
rapie“, wurden bereits im vorangegangenen Jahr inhaltlich vollständig überarbeitet. Unter 
der Herausgeberschaft der ehemaligen Vorsitzenden der Bobath-Vereinigung wurde eine 
Textsammlung erarbeitet, die den fachlichen Hintergrund der Arbeit von Physiotherapeu-
ten, Ergotherapeuten, Logopäden, Pädagogen, Psychologen und Mediziner vorstellt. Die 
beiden Broschüren, die durch freundliche Bilder von Kindern mit cerebraler Bewegungs-
störung aufgelockert und durch Erläuterungen der wichtigsten Fachbegriffe ergänzt wer-
den, erschienen zum Ende des Jahres  2009, nachdem die Jubiläumsaktivitäten die Veröf-
fentlichung erheblich verzögert hatten. 
 
Die individuelle Beratung erfolgt schriftlich, telefonisch, per E-Mail und über das Forum 
der Internetseite des Bundesverbandes. Infolge des gegliederten Systems des Leistungs-
rechts für behinderte Menschen und einer zunehmend restriktiveren Anwendungspraxis 
gewinnt die sozialrechtliche Beratung zunehmend an Bedeutung. Insgesamt hat der Bun-
desverband im vergangenen Jahr 366 telefonische und 455 schriftliche Anfragen beant-
wortet. Angesichts der im Jahre 2009 zu bewältigenden Fülle von Aufgaben musste die 
telefonische Beratung eingeschränkt werden. Hinzu kam, dass aufgrund des personellen 
Wechsels in der Praxisberatung und hierdurch bedingte Übergangs- und Einarbeitungszei-
ten weniger Zeit für die Beratung zur Verfügung stand. Das Beratungsangebot richtet sich 
nicht allein an die 28.000 Mitgliedsfamilien, sondern steht grundsätzlich allen Ratsuchen-
den offen. Trotz des hohen Beratungsbedarfs musste die telefonische Sprechstunde aus 
Kapazitätsgründen auf einen Sprechtag pro Woche beschränkt bleiben. 
 
Für häufig auftretende Rechtsprobleme bietet der Bundesverband außerdem Argumenta-
tionshilfen in Gestalt von Musterschreiben und Musterwidersprüchen an, die kostenlos 
von der Internetseite www.bvkm.de heruntergeladen werden können. Es wurden zwei 
neue Argumentationshilfen erstellt und ins Internet gestellt:  
 
Die erste Argumentationshilfe soll Menschen mit Behinderungen dabei unterstützen, In-
kontinenzhilfen von ausreichender Qualität zu bekommen. Seit Inkrafttreten des GKV-
WSG zum 1. April 2007 hat sich nämlich mit Übergangsfristen die Form der Hilfsmittelver-
sorgung geändert. Die Krankenkassen können Verträge mit Leistungserbringern über die 
Lieferung einer bestimmten Menge von Hilfsmitteln schließen. Die Regelung hat in einigen 
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Hilfsmittelbereichen und bei einzelnen Kassen zu einer Verschlechterung der Versorgung 
geführt. 
 
Im Bereich der Inkontinenzversorgung ist bundesweit zu beobachten, dass Krankenkas-
sen, wie z.B. die AOK und die BEK, die Leistung „Inkontinenzhilfen“ ausschreiben und mit 
den günstigsten Anbietern Verträge abschließen. Die von den neuen Vertragspartnern der 
Krankenkassen gelieferten Inkontinenzartikel weisen nach Rückmeldungen von Betroffe-
nen überwiegend eine verminderte Qualität auf. Die Saugleistung der Inkontinenzhilfen 
erreicht nicht die notwendige Stärke und es fehlt häufig ein ausreichender Rücklaufschutz. 
Da sich die Anzahl der Inkontinenzhilfen im Einzelfall nicht gleichzeitig erhöht, treten bei 
den Betroffenen wegen der früher eintretenden und damit länger bestehenden Feuchtig-
keit erhebliche Hautprobleme auf. Neben Entzündungen sind bei längerem Gebrauch al-
lergische Reaktionen zu beobachten. Der bvkm empfiehlt deshalb den betroffenen Men-
schen, bei den Krankenkassen Anträge auf Versorgung mit Inkontinenzhilfen von ausrei-
chender Qualität zu stellen. Hierzu dient der in der Argumentationshilfe dargestellte „Mus-
terantrag“. 
 
Die zweite Argumentationshilfe betrifft die Abzweigung des Kindergeldes. Mit großer Sor-
ge beobachtet der bvkm seit Mitte 2009 eine neue Verwaltungspraxis der Sozialämter bei 
der Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung. In aktuellen Bewilligungsbescheiden 
wird Leistungsberechtigten, die im Haushalt ihrer Eltern leben, neuerdings mitgeteilt, dass 
das Sozialamt bei der Familienkasse die Abzweigung des Kindergeldes beantragt hat. 
 
Hintergrund dieser Vorgehensweise ist eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
vom 17. Dezember 2008 (Aktenzeichen III R 6/07). Danach darf das eigentlich den Eltern 
zustehende Kindergeld an den Sozialleistungsträger abgezweigt und damit letztlich an 
diesen ausgezahlt werden, wenn der Kindergeldberechtigte nicht zum Unterhalt seines 
volljährigen behinderten Kindes verpflichtet ist, weil es Grundsicherungsleistungen erhält. 
Eltern behinderter Kinder müssen aufgrund dieser Rechtsprechung darum bangen, dass 
sie das Kindergeld behalten dürfen. Die Argumentationshilfe zeigt, wie sich Eltern gegen 
die Abzweigung zur Wehr setzen können, insbesondere welche Unterhaltsaufwendungen 
sie gegenüber der Familienkasse geltend machen können, um eine Auszahlung des Kin-
dergeldes an das Sozialamt zu verhindern. 
 
Abgerundet wird das Internetangebot durch Informationen über aktuelle und wichtige Ur-
teile, Gesetzesvorhaben, neu in Kraft getretene Gesetze und durch das Forum, in dem 
sich Menschen mit Behinderungen und Angehörige auch zu rechtlichen Themen austau-
schen. Die Zeitschrift DAS BAND, die 2009 mit sechs Ausgaben erschienen ist, greift 
ebenfalls die Beratungsbereiche in den Schwerpunktthemen und im Magazinteil auf. 
 
Schwerpunkt der Rechtsberatung ist weiterhin das Sozialgesetzbuch XII (SGB XII). Es 
regelt die für Menschen mit Behinderung besonders bedeutsamen Leistungen der Einglie-
derungshilfe, der Hilfe zur Pflege und der Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Weiterer Beratungsbedarf bestand u.a. zu den Themen „Behinderten-
testament“, „Steuervorteile für Eltern behinderter Kinder“, „Leistungen der Kranken- und 
Pflegeversicherung“ und „Herstellung von Barrierefreiheit insbesondere im Wohnbereich“. 
Zum Persönlichen Budget wurden ebenfalls zahlreiche Beratungsanfragen gestellt. Das 
zum 1. Januar 2009 neu eingeführte Förderinstrument der „Unterstützten Beschäftigung“ 
spielte demgegenüber in der Beratung eine untergeordnete Rolle. 
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Der Bundesverband gibt zu verschiedenen Themen aus dem Bereich des Behinderten-
rechts Rechtsratgeber heraus. Der bewährte  Ratgeber „Mein Kind ist behindert – diese 
Hilfen gibt es“, das Steuermerkblatt für Familien mit behinderten Kindern, das Merkblatt 
zur Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII, die Broschüre 
„Vererben zugunsten behinderter Menschen“, der Ratgeber „Das Persönliche Budget“ so-
wie die drei Broschüren „Der Rechtsweg ist nicht ausgeschlossen. Leben im Elternhaus / 
im Wohnheim / in einer ambulant betreuten Wohnung“ werden regelmäßig aktualisiert.  
 
Vollständig überarbeitet wurde der Ratgeber „Mein Kind ist behindert – diese Hilfen 
gibt es“, der Mitte 2009 in neuem Format in erweiterter Form erschienen ist und bereits 
seit Anfang 2009 kostenlos auf der Homepage heruntergeladen werden kann. In der in-
haltlich neu strukturierten Broschüre sind die Themen „Unterstützte Beschäftigung“ und 
„Fördermöglichkeiten für barrierefreies Wohnen“ hinzugekommen. 
 
Das Steuermerkblatt 2008/2009 wurde wie jedes Jahr im Hinblick auf die gesetzlichen 
Änderungen und die Richtwerte angepasst. In der Print-Version erfolgte die Aktualisierung 
zum Jahresbeginn. Die Online-Version, die zum Download angeboten wird, erfährt eine 
kontinuierliche Aktualisierung.  
 
Begonnen wurde im Herbst 2009 außerdem mit einer umfangreichen Aktualisierung des 
Ratgebers „Vererben zugunsten behinderter Menschen“. Die Neuauflage berücksich-
tigt die am 1. Januar 2010 in Kraft getretene Erbrechtsreform und geht auf mögliche Prob-
leme ein, die sich bei der Errichtung eines Behindertentestaments ergeben können. Dar-
gestellt wird zum Beispiel, wie sich lebzeitige Schenkungen an die nichtbehinderten Kinder 
auf die Gestaltung des Testaments auswirken und welche Regelungen zu treffen sind, 
damit ein behindertes Kind nach dem Tod der Eltern im Elternhaus wohnen bleiben kann. 
Seit April 2010 ist die Broschüre in gedruckter Form beim bvkm erhältlich. 
 
Seminare 
 
In Seminaren und Vorträgen wurden ebenfalls Beratungsinhalte vermittelt, so z.B. in ei-
nem Vortrag zum Behindertentestament in Saarbrücken (Bestellseminar), einem Seminar 
zum Thema „Testamentsvollstreckung durch Ortsvereine“ in Kempten und einem Work-
shop zum Thema „Mein Kind ist behindert – diese Hilfen gibt es“ im Rahmen der 50-Jahr-
Feier des bvkm in Berlin. 
 
Ziel des Seminars „Testamentsvollstreckung durch Ortsvereine“, das im März 2009 in 
Kempten stattfand, war es, Mitgliedsorganisationen des bvkm über die Aufgaben des Tes-
tamentsvollstreckers zu informieren und sie dazu zu motivieren, Testamentsvollstreckung 
als Serviceleistung für ihre Mitglieder anzubieten. Der/Die Testamentsvollstrecker/in ist 
nämlich die zentrale Figur des sogenannten Behindertentestaments. Seine/Ihre Aufgabe 
ist es, das Erbe des Menschen mit Behinderung zu verwalten und ihm die Erträge des 
Nachlasses zukommen zu lassen.  
 
Gerade ältere Eltern finden im Verwandten- oder Freundeskreis oft keine Person, die die-
ses Amt später übernehmen kann. Deswegen wird immer häufiger an Verbände, Stiftun-
gen und Vereine der Behindertenhilfe die Frage gerichtet, ob diese bereit sind, eine Tes-
tamentsvollstreckung für einen Menschen mit Behinderung zu übernehmen. 
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VI. Menschen im Bundesverband 

 
Die Pränataldiagnostik führt dazu, dass sich werdende Eltern schon während der 
Schwangerschaft mit einer möglichen Behinderung oder Krankheit auseinandersetzen 
müssen. Am 01.01.2010 ist das geänderte Schwangerschaftskonfliktgesetz in Kraft ge-
treten. Es sichert werdenden Eltern umfassende Informationen durch den Arzt/die Ärztin 
und einen Anspruch auf kostenlose psychosoziale Beratung nach einem auffälligen Be-
fund zu. Durch seine intensive Mitarbeit im „Netzwerk gegen Selektion durch 
Pränataldiagnostik“ ist der bvkm eng mit dem Thema und den sich daraus ergebenden 
Folgen für werdende Eltern, Eltern behinderter Kinder und behinderte Menschen befasst. 
Die Verbindung von Pränataldiagnostik und Behinderung unter dem Dach des bvkm macht 
vor dem Hintergrund der Regelungen des geänderten Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
eine intensive Beschäftigung mit dem Beratungsanspruch und seiner Umsetzung erforder-
lich.  
 
Neben der unterstützenden laufenden Arbeit des „Netzwerks gegen Selektion durch 
Pränataldiagnostik“ beteiligte sich der bvkm an der Erarbeitung von Materialien der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die aus Anlass der Neuregelung des Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes herausgegeben werden sollten. Mit zahlreichen inhaltlichen 
und redaktionellen Hinweisen bemühte sich der bvkm vor dem Hintergrund seiner Kennt-
nisse als Elternorganisation behinderter Kinder darum, Eltern und Ärztinnen/Ärzte auf die 
Situation nach einem positiven Befund nach Pränataldiagnostik vorzubereiten. An seiner 
grundsätzlichen Kritik der Anwendung und Akzeptanz Pränataler Diagnostik hält der bvkm 
fest. Die Jahrestagung des Netzwerks fand im Februar 2009 in Berlin-Wannsee statt und 
beschäftigte sich mit dem Thema: „Wie können Frauen eine informierte Entscheidung 
treffen?“. Die Veranstaltung fand eine gute Resonanz. Es beteiligten sich über 90 Teil-
nehmer/innen, davon 30 Tagesgäste. 
 
Kinder mit cerebralen Bewegungsstörungen 
 
Mit den einschlägigen Fachgesellschaften und Elternorganisationen beteiligt sich der Bun-
desverband an der Umsetzung und Implementierung der Internationalen Klassifikation der 
Fähigkeiten, Behinderung und Gesundheit der Weltgesundheitsorganisation für Kinder und 
Jugendliche in Deutschland (ICF-CY). Das Instrumentarium der ICF-CY soll insbesondere 
für den Bereich der Frühförderung und der Sozialpädiatrie nutzbar gemacht werden, um 
die Teilhabe und Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit besonderen Entwicklungsri-
siken und ihrer Familien zu verbessern. Die Arbeiten an den altersbezogenen Kurzlisten 
der ICF-Items sollten abgeschlossen und die Listen erprobt werden. 
 
Die Arbeitsgruppe ICF-Adaption für den Kinder- und Jugendbereich arbeitete 2009 aus-
schließlich in den Unterarbeitsgruppen zur Erstellung der altersbezogenen Kurzlisten der 
ICF-Items. Die Verzögerungen bei der autorisierten Übersetzung der ICF-CY, an der AG-
Mitglieder beteiligt sind, hatte zur weiteren Verzögerung des Vorhabens beigetragen. Die 
Arbeitsgruppen, die sich zu den Altersgruppen  0 – 3, 3 – 6, 6 – 13 und 13 – 18 gebildet 
hatten, konnten ihre Arbeit inzwischen fertigstellen und in die Praxiserprobung geben. In 
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der nächsten Phase soll Schulungsmaterial zur Anwendung der ICF im Bereich der SPZ 
und der IFF erarbeitet werden. Die ICF-Arbeitsgruppe konnte wegen der noch ausstehen-
den Autorisierung der deutschen Übersetzung nicht zu Ende gebracht werden. 
 
Der vom bvkm eingesetzte Fachausschuss Konduktive Förderung hat eine Broschüre 
zum aktuellen Stand des Konzeptes erarbeitet, die in der zweiten Auflage 2009 mit einem 
überarbeiteten Adressenteil neu aufgelegt wurde. Die Neuauflage von 2.000 Exemplaren 
wurde zum größten Teil an die Mitgliedsvereine der BAG der FortSchritt-Vereine ausgelie-
fert. Über diese Broschüre sollte die Neuausrichtung der Konduktiven Förderung in 
Deutschland verbreitet und der fachliche Dialog mit den betroffenen Eltern, den Fachkräf-
ten in der Behindertenhilfe, den Fachgesellschaften und den Leistungsträgern angestoßen 
werden. Ziel ist es, allen behinderten Kindern und Jugendlichen, die von der Konduktiven 
Förderung profitieren können, einen Zugang zu ihr zu eröffnen.  
 
Der Fachausschuss setzte seine Arbeit unter der Leitung des neuen Vorsitzendenden der 
BAG der FortSchritt-Vereine, Wolfgang Vogt, fort. Der Fachausschuss verfolgte weiterhin 
das Ziel, die Konduktive Förderung in das Rehabilitations- und Bildungssystem für Men-
schen mit Behinderung in Deutschland zu integrieren. Ein wichtiger Meilenstein dorthin ist 
das Urteil des Bundessozialgerichts vom 29. September 2009 – Az. B 8 SO 19/08 R. Die 
Konduktive Förderung nach Petö kann nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts 
(BSG) als Maßnahme der sozialen Rehabilitation eine Leistung der Eingliederungshilfe 
und damit vom Sozialhilfeträger zu finanzieren sein. Es kommt dabei maßgeblich auf die 
Besonderheiten des Einzelfalls an. Bei der Konduktiven Förderung nach Petö handelt es 
sich um eine Komplexbehandlung, die sowohl pädagogische bzw. heilpädagogische als 
auch funktionell therapeutisch orientierte Aspekte umfasst. Aufgrund dieser verschiedenen 
Behandlungsansätze ist die rechtliche Einordnung der Konduktiven Förderung in das zer-
gliederte deutsche Sozialleistungssystem problematisch. Der bvkm hat für die ihm ange-
schlossenen FortSchritt-Vereine eine erste rechtliche Einschätzung zu dem neuen BSG-
Urteil erstellt. Weitere wirksame Schritte sind in Abstimmung mit dem Fachausschuss vor-
gesehen. 
 
Die Integration Konduktiver Förderung in das Rehabilitations- und Bildungssystem für 
Menschen mit Behinderung in Deutschland wird durch das Urteil des Bundessozialgerichts 
einen erheblichen Schub erfahren. Zusammen mit dem Rechtsanwalt, der das Urteil er-
stritten hat, und weiteren Rechtsexperten soll eine Handreichung erarbeitet werden, die es 
Eltern ermöglicht, die Leistung für ihre Kinder erfolgversprechend zu beantragen. Die Hin-
weise sollen in einem Merkblatt veröffentlicht werden und im Internet zur Verfügung ste-
hen.  
 
Arbeit für und mit behinderte(n) Mädchen und junge(n) Frauen 
 
Seit mehr als zehn Jahren widmet sich der Bundesverband für körper- und mehrfachbe-
hinderte Menschen e.V. im Rahmen seiner Arbeit für und mit behinderte(n) Menschen der 
geschlechtsspezifischen Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen mit Behinderung. Er führt 
alle zwei Jahre sogenannte Mädchenkonferenzen durch und gibt die Zeitschrift MiMMi, 
das Mitmach-Mädchenmagazin-Mittendrin heraus. Die Schwerpunkte im Jahr 2009 lagen 
auf der Herausgabe der Zeitschrift MiMMi mit zwei Ausgaben. Die Ausgabe 19 widmete 
sich dem Thema „Mein Lieblingstier“, in der Ausgabe 20 „Macht doch was IHR wollt! – 10 
Jahre Mädchenkonferenz“ wurden schwerpunktmäßig Berichte über und Ergebnisse von 
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der Mädchenkonferenz veröffentlicht. Darüber hinaus wurden gegen Ende des Jahres die 
Vorplanungen zur Mädchenkonferenz 2010 in Angriff genommen. 
 
Mädchen und junge Frauen mit Behinderung beteiligen sich zunehmend mit ihren Beiträ-
gen an der inhaltlichen Gestaltung der Zeitschrift MiMMi. Sie nehmen ihre Partizipations-
möglichkeiten wahr, so dass die beiden in 2009 erschienenen Ausgaben fast ausschließ-
lich von Mädchen und jungen Frauen erarbeitet wurden. Der Name MiMMi, der als Abkür-
zung für Mitmach-Mädchenmagazin-Mittendrin steht, ist somit nicht nur Wunsch, son-
dern auch Wirklichkeit. Mit 20 Beiträgen einzelner Mädchen/junger Frauen und 84 Beiträ-
gen aus 13 Mädchengruppen erlebte die Ausgabe 19 eine so hohe Beteiligung wie nie 
zuvor. Drei Mädchengruppen beteiligten sich ebenso wie vier einzelne junge Frauen erst-
mals mit ihren Beiträgen. Die Beiträge zur Mädchenkonferenz in der Ausgabe 20 kamen 
meist von einzelnen Mädchen, die fast alle zum ersten Mal an der Konferenz teilgenom-
men haben und somit auch das erste Mal für die Zeitschrift „tätig“ waren. Um auch Lese-
rinnen, die nicht an der Konferenz teilgenommen hatte, einen umfassenden Einblick in die 
Veranstaltung zu geben, wurde ein einführender Beitrag ergänzt. Insgesamt wurde das 
Layout der Zeitschrift etwas überarbeitet. Insbesondere wurden Schriftgröße und Zeilen-
abstand vergrößert, um die Lesbarkeit auch für Mädchen mit Lernschwierigkeiten zu ver-
bessern. Die Herausgabe der Ausgaben 19 und 20 in 2009 verzögerte sich jeweils erheb-
lich durch die vielfältigen Aktivitäten rund um die 50-Jahr-Feier des bvkm in Berlin.  
 
Die Ausgaben der MiMMi erscheinen mittlerweile in einer Auflage von 2.500 Stück (ur-
sprünglich 2.000 Exemplare). Die Zeitschriften werden an den bestehenden Verteiler ver-
schickt, der neben über 250 Abonnentinnen (meist Mehrfachbezieherinnen in Einrichtun-
gen) auch Förderschulen für motorische Entwicklung, Mitgliedsorganisationen des Bun-
desverbandes, Mädchentreffs und LAGs Mädchenpolitik, Netzwerke behinderter Frauen 
und Interessenvertretungen behinderter Menschen umfasst. Verbleibende Exemplare 
können von Mitgliedsorganisationen des Bundesverbandes zur Weitergabe an Interessier-
te anlässlich von Vereinsfesten und Infotischen auf Veranstaltungen angefordert werden. 
Dadurch erfährt die MiMMi eine breite Aufmerksamkeit. 
 
Die Mädchenkonferenzen, an denen inzwischen bis zu 350 Mädchen und junge Frauen 
einschließlich ihrer Begleiterinnen teilnehmen, erfordern eine langfristige Vorplanung. Da 
im Herbst 2010 die nächste Mädchenkonferenz geplant ist, galt es zunächst einen geeig-
neten Veranstaltungsort zu suchen. An den letzten vier Mädchenkonferenzen hat jeweils 
eine große Gruppe von Mädchen und jungen Frauen aus dem Wichernhaus in Altdorf (bei 
Nürnberg) teilgenommen. Hierbei handelt es sich um eine evangelische Einrichtung für 
Menschen mit körperlichen und mehrfachen Behinderungen, die eine Schule, eine Tages-
stätte, ein Internat sowie einen Wohnbereich für Erwachsene und eine Werkstatt für be-
hinderte Menschen umfasst. Die begleitenden Mitarbeiterinnen des Wichernhauses hatten 
zuletzt angeboten, gemeinsam zu prüfen, ob die Durchführung einer Mädchenkonferenz in 
den Räumlichkeiten des Wichernhauses möglich ist. Das Wichernhaus an sich erfüllt zu-
nächst die grundsätzlichen Bedingungen zur Durchführung einer Mädchenkonferenz: Alt-
dorf ist von Nürnberg, das über einen ICE-Bahnhof verfügt, über eine direkte barrierefreie 
S-Bahn-Linie verbunden und kann mit öffentlichen Verkehrsmitteln aus ganz Deutschland 
erreicht werden. Als Einrichtung für körper- und mehrfachbehinderte Menschen sind die 
Räumlichkeiten des Wichernhauses durchgängig rollstuhlgeeignet.  
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Im Rahmen eines Ortstermins zeigte sich, dass die Einrichtung des Wichernhauses Altdorf 
zwar durchgängig rollstuhlgerecht ist und über ausreichende Räumlichkeiten zur Durch-
führung der Workshops verfügt, aber keinen großen Raum für die Plenumsveranstaltun-
gen hat. Die vorhandene Turnhalle ist für die zu erwartende Teilnehmerinnenzahl zu klein. 
Zusätzlich problematisch stellt sich die Übernachtungssituation dar, da in Altdorf keine zu-
sätzlichen Übernachtungsplätze (z.B. in Jugendherbergen) zur Verfügung stehen und alle 
Teilnehmerinnen im Wichernhaus untergebracht werden müssen. Trotz dieser einge-
schränkten Möglichkeiten wurde vereinbart, die weiteren Planungen für die Mädchenkon-
ferenz in Altdorf in Angriff zu nehmen. Für die Plenumsveranstaltungen soll nach Möglich-
keit die Stadthalle Altdorf genutzt werden, die fußläufig in zehn Minuten zu erreichen ist. 
Die Unterbringung soll in den Räumlichkeiten der Tagesstätte mit Hilfe von Feldbetten er-
folgen. Es ist zu erwarten, dass die Veranstaltung wieder einen hohen organisatorischen 
Aufwand mit sich bringt.  
 
Die geschlechtsspezifische Arbeit mit Menschen mit Behinderung nimmt inzwischen einen 
hohen Stellenwert beim Bundesverband ein. Mädchenkonferenzen und die Zeitschrift 
MiMMi stellen eine gute Möglichkeit zur Partizipation dar, die von den Mädchen und jun-
gen Frauen genutzt werden. Daher wird der Bundesverband für körper- und mehrfachbe-
hinderte Menschen – auch wenn die speziellen Angebote im Bereich „Arbeit für und mit 
Mädchen mit Behinderung“ aufgrund der knappen personellen Ressourcen manchmal 
warten müssen, diese Angebot fortsetzen. Die Mädchenkonferenz in Altdorf wurde inzwi-
schen auf den 29. bis 31. Oktober 2010 terminiert. Die 21. Ausgabe der Zeitschrift MiMMi 
zum Thema „Was kommt nach der Schule?“ ist in Vorbereitung. Die Mädchenkonferenz in 
Altdorf soll auch dazu genutzt werden, Themen zu sammeln, die Mädchen bewegen und 
als zukünftige Schwerpunkte des Mitmachmagazins aufbereitet werden können.  
 
Schülerinnen und Schüler mit Behinderung 
 
Der Fachtag „Eine neue Schule für alle“ im November 2009 in Frankfurt wurde vom Ar-
beitskreis Schule des bvkm vorbereitet. Alle im Verband vertretenen Positionen sollten 
Raum für die Entwicklung und Darstellung ihrer Vorstellungen erhalten. Angesichts der 
unterschiedlichen Erfahrungen von Eltern behinderter Kinder und der durch das Ausmaß 
der Behinderung sehr unterschiedlichen Anforderungen an die Rahmenbedingungen von 
Schule war eine sehr kontroverse Debatte zu erwarten. Obwohl die unterschiedlichen Vor-
stellungen und Erwartungen der Eltern zunächst hart aufeinander stießen, verständigte 
man sich am Ende doch auf die von der UN-Konvention vorgegebene Zielsetzung einer 
inklusiven Gesellschaft. Zu einer inklusiven Gesellschaft gehört eine inklusive Schule. Eine 
Schule für alle. Sie nimmt Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen auf, die jeden 
Schulabschluss erreichen können. Sie nimmt aber ebenso selbstverständlich die Schüle-
rinnen und Schüler mit sehr schweren und mehrfachen Behinderungen auf und eröffnet 
ihnen die besten Bildungsmöglichkeiten in der Gemeinschaft mit anderen Kindern. Teilha-
be und Inklusion sind unteilbar, und nur wenn alle mitgenommen werden, können sie ge-
lingen. Die Vorstellungen des bvkm sind darauf ausgerichtet, ein uneingeschränktes Wahl-
recht der Eltern bei der Wahl der geeigneten Schule für ihr Kind und eine Öffnung der 
Sonder- und Förderschulen zu inklusiven Schulen zu erreichen. 
 
Auf der verbandsinternen Tagung stellte der bvkm unmissverständlich klar, dass er sich zu 
einer inklusiven Schule bekennt, die es aber nur geben kann, wenn alle Kinder einbezo-
gen werden. Die Aufnahme und Bildung der Kinder und Jugendlichen mit schweren und 
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mehrfachen Behinderungen stellt die größte Herausforderung für die „Schule für alle“ dar. 
Die Wünsche der Eltern und das Wohl des Kindes stehen für den bvkm als Elternorganisa-
tion dabei an erster Stelle. Dabei kann es immer nur um das einzelne Kind gehen. Der 
Anspruch des bvkm muss es sein, kein Kind zu keiner Zeit in seinen Entwicklungs- und 
Lernmöglichkeiten zu beschränken. Das Wohl des Kindes steht in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit den Wünschen und Vorstellungen der Eltern. Die können durchaus 
unterschiedlich sein. Die Eltern wollen sich nicht zwischen einer unzureichenden Förde-
rung ihrer Kinder in der Regelschule und einer fachlich qualifizierten sonderpädagogischen 
Förderung in einer separierenden Sonderschule entscheiden müssen. Die Eltern wollen 
sich für eine optimale Förderung unter nichtaussondernden Bedingungen entscheiden 
können. Der Wunsch der Eltern nach optimaler Förderung unter nichtaussondernden Be-
dingungen ist für den bvkm handlungsleitend. 
 
Der verbandsinternen Tagung „Eine neue Schule für alle“, die der Meinungsfindung und 
Meinungsbildung zum Thema „Inklusive Schule“ im Bundesverband dienen sollte, ging 
eine öffentliche Veranstaltung zur Behindertenrechtskonvention im Historischen Museum 
in Frankfurt voraus. Der mit über 120 Gästen sehr gut besuchte Vortrag wurde als Koope-
rationsveranstaltung mit dem Hessischen Landesverband für Körper- und Mehrfachbehin-
derte und anderen Organisationen der Behindertenhilfe und -selbsthilfe aus Hessen 
durchgeführt. Dr. Valentin Aichele, Leiter der Monitoringstelle beim Institut für Menschen-
rechte, Berlin, referierte zum Inhalt, zur Bedeutung und zu den Auswirkung der UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung.  
 
„Frauen sind anders – Männer auch!“ 
Geschlechtersensible Sichtweisen und Aktivitäten in der Arbeit mit Frauen und 
Männern mit Behinderung 
 
Mit dem für drei Jahre angelegten Projekt „Frauen sind anders – Männer auch!“ führt der 
bvkm seit Mai 2007 ein geschlechtersensibles Angebot durch. Ziel des Projektes ist es, 
Menschen mit Behinderung Möglichkeiten zu erschließen, sich als Frauen und Männer zu 
erleben und auszuleben und somit gegen die bisherige Ausblendung der Geschlechtszu-
gehörigkeit von Menschen mit Behinderung vorzugehen. Die allgemeine Öffentlichkeit und 
besonders Fachkräfte sollen für geschlechterspezifische Bedürfnisse von Frauen und 
Männern mit Behinderung sensibilisiert und zur Umsetzung geschlechtersensibler Ange-
bote sowie zur Entwicklung neuer Konzepte angeregt werden.  
 
Schwerpunktmäßig befasste sich das Projekt im Jahr 2009 mit  

· der Verankerung, Neuerschließung und Begleitung lokaler Gruppen, 
· 6 Tagungen für Fachkräfte, 
· 2 Ausgaben der Projektzeitschrift „Fritz & Frida“, 
· einem Geschichtenwettbewerb  
· und der Organisation der Abschlussveranstaltung 2010. 

 
Auch im Projektjahr 2009 schlossen sich dem bisherigen Kreis lokaler Gruppen weitere 
Initiativen an, die bereits im Vorfeld existierten oder durch die Anregung anderer Gruppen 
oder des Gesamtprojektes neu entstanden sind. Die Begleitung der lokalen Gruppen 
durch den Bundesverband umfasst regelmäßigen Brief-, E-Mail- sowie telefonischen Kon-
takt mit den GruppenleiterInnen, Gruppenbesuche, Auswertung der Reflexionsbögen, die 
die GruppenleiterInnen regelmäßig beim bvkm einschicken, sowie die Verwaltung der 
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Gruppenfördermittel. Zum Jahresende zählte das Projekt 46 Gruppen, d.h. 18 Männer- 
und 28 Frauengruppen. 
 
MultiplikatorInnentagungen 
 
Parallel zu den Gruppenangeboten wurde die Reihe der MultiplikatorInnentagungen fort-
gesetzt. Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren, die ein Gruppenangebot vor Ort organisie-
ren, trafen zu Austausch- und Fortbildungszwecken zusammen. Gemeinsam wurde auf 
die Entwicklung der Frauen- und Männergruppen innerhalb der Projektzeit geschaut. Da 
es sich um die letzten MultiplikatorInnentreffen im Rahmen des Projektes handelte, gab es 
vor allem Bedarf an einem Austausch über die weitere Entwicklung der Frauen- und Män-
nergruppen sowie die Frage nach Möglichkeiten der Fortführung der Vernetzung der 
GruppenleiterInnen.  
 
Im März 2009 fand in Bethel eine bundesweite Tagung statt für alle Leiterinnen und Leiter 
der lokalen Gruppen. Dieses war das erste und einzige geschlechtergemischte Treffen. 
Hier gab es Gelegenheit zu sehen, wo und ob es Parallelen und Unterschiede zwischen 
der „Frauenarbeit“ und der „Männerarbeit“ gibt. Ergänzend dazu erhielten die Teilnehmen-
den Impulse für die Arbeit vor Ort zu Themen wie Humor in der Arbeit mit behinderten 
Frauen und Männern oder der Arbeit mit Piktogrammen.  
 
An den drei regionalen Austauschtreffen für die Gruppenleiterinnen nahmen jeweils 10-15 
Fachfrauen teil. Zum bundesweiten Multiplikatorentreffen der Männer kamen ca. 20 Mitar-
beiter. Für die inhaltliche Gestaltung wurde im Vorfeld abgefragt, mit welchen Impulsen die 
Gruppenarbeit vor Ort bereichert werden könnte. In einem zweiten Schritt wurden die Teil-
nehmerinnen bzw. Teilnehmer in einem speziellen Themenbereich fortgebildet: 

- Auf der Nord-Ost-Tagung stellten Projektgruppen Methoden und Erfahrungen vor 
zu den Themen Selbstbehauptung, Elterntraining und Ernährung. 

- Beim Treffen der Frauen aus dem Westen ging es um das Thema „Sexualität von 
Frauen mit Behinderung“ mit einer externen Referentin. 

- Für die Multiplikatorinnen aus dem Süden stand das Thema „Selbstvertretung von 
Frauen mit Lernschwierigkeiten“ auf dem Plan. Zu diesem Treffen waren auch Teil-
nehmerinnen aus den lokalen Gruppen eingeladen, um ihre eigenen Perspektiven 
und ihre Gruppenerlebnisse einbringen zu können. 

- Auf dem bundesweiten Männergruppenleiter-Treffen in Dortmund stellten Projekt-
gruppen etwas über ihren Männertag bzw. über die Erstellung einer Broschüre zum 
Thema „Mein Körper und ich“ vor. 
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Fachtag 
Neben den projektinternen Veranstaltungen fand am 2. November der Fachtag „weiblich – 
männlich – schon bewusst? Genderperspektiven für Menschen mit Behinderung veran-
kern“ statt. 100 interessierte Fachkräfte aus Theorie und Praxis, insbesondere Mitarbeite-
rInnen aus Einrichtungen der Behindertenhilfe und InitiatorInnen von Frauen- oder Män-
nergruppen nahmen teil. Im Vordergrund stand der Ansatz des Gender-Mainstreamings, 
einer Möglichkeit, gegen die Ausblendung des sozialen Geschlechts vorzugehen und 
Chancengleichheit zu fördern: Wie sieht es mit der Umsetzung im Bereich der Behinder-
ten(selbst)hilfe aus? Wie erkennt man geschlechterbezogene Ungleichheiten und was ist 
zu tun? Und was kann dazu beitragen, dass Menschen mit Behinderung eine selbstbe-
stimmte Geschlechtsidentität entwickeln können? In Vorträgen und Arbeitsgruppen wur-
den Ansätze für geschlechtersensibles Arbeiten sowie gesetzliche Grundlagen und  Mög-
lichkeiten, Gender-Mainstreaming z.B. in Einrichtungen der Behindertenhilfe zu verankern, 
vorgestellt. 
 
Projektzeitschrift / Dokumentation 
Im Januar 2009 erschien die 2. Ausgabe der Projektzeitschrift „Fritz & Frida“ zum Schwer-
punktthema „Mein Leben! – Was war, was ist, was wird?“. Im Sommer 2009 erschien die 
3. Ausgabe der Projektzeitschrift „Fritz & Frida“ zum Schwerpunktthema „Wer bin ich? 
Was kann ich? – Selbstbehauptung und Selbstbewusstsein“. 
Es beteiligten sich wieder viele Frauen und Männer, sowohl aus dem Projekt als auch aus 
anderen Zusammenhängen mit eigenen Beiträgen, Bildern und Ankündigungen. Die Hefte 
wurden mit einer leicht ansteigenden Auflage von 3.500 Exemplaren (Ausgabe 2) und 
3.600 Exemplaren (Ausgabe 3) gedruckt und an diverse Einrichtungen der Behindertenhil-
fe und Einzelpersonen verschickt.  
 
Geschichtenwettbewerb 
Im Jahr 2009 rief das Projektteam gemeinsam mit der Aktion Mensch einen Geschichten-
wettbewerb zur Lebenssituation von Frauen und Männern mit Behinderung aus. Interes-
sierte waren aufgerufen, ihre Erfahrungen, Wünsche und Träume im Zusammenhang mit 
Mann- und Frausein zu erzählen, z.B. mit Liebe und Partnerschaft, dem eigenen Körper, 
Freizeit und Hobbies, Beschäftigung/Arbeit, Behinderung, Lebensereignissen, Kontak-
ten/Beziehungen, eigenen Ressourcen usw. 
Über 300 Einsendungen gingen ein, von denen einzelne für ein Buchprojekt ausgewählt 
wurden und weiterhin im Jahr 2010 im Rahmen einer Lesung präsentiert werden.  
 
Familien mit behinderten Kindern und Migrationshintergrund 
 
Die Zahl der behinderten Kinder mit Migrationshintergrund in den Einrichtungen und 
Diensten der Behindertenhilfe wächst deutlich an. In einigen Regionen stellen sie fast die 
Hälfte der Kinder und Jugendlichen in Frühfördereinrichtungen, Kindergärten und Schulen. 
Bisher ist es kaum gelungen, den Eltern die Unterstützungsangebote der Elternorganisati-
onen nahe zu bringen und sie für eine Mitarbeit in den regionalen Selbsthilfeorganisatio-
nen zu gewinnen. Die Erfahrungen anderer Verbände zeigen, dass sich die Einbeziehung 
von und Kooperation mit Familien mit Migrationshintergrund generell als schwierig erweist. 
Der bvkm sieht sich aber in der Verantwortung, den Familien mit Migrationshintergrund die 
Informations- und Aufklärungsangebote des Bundesverbandes ebenso wie die Zusam-
menarbeit mit örtlichen Selbsthilfeorganisationen zu erschließen. Auch geht es darum, 
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gerade die Einrichtungen und Dienste für junge Kinder in ihrer Zusammenarbeit mit den 
Familien zu unterstützen. 
 
Anfang Dezember 2009 fand in Frankfurt das Fachgespräch Migration und Behinde-
rung statt. 25 Fachkräfte aus den Mitgliedsvereinen des bvkm und des Bundesverbandes 
der Arbeiterwohlfahrt, des Deutschen Roten Kreuzes und des Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes nahmen daran teil. Alle Teilnehmer/innen verfügten über Erfahrungen in der 
Zusammenarbeit mit Familien mit Migrationshintergrund. Sie teilten im wesentlichen die 
Einschätzung, dass Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund später und seltener den 
Zugang zu Fördermaßnahmen erhalten als andere Kinder. Die Familien werden schlechter 
erreicht. Die Einrichtungen und Dienste sind unzureichend vorbereitet und die besonderen 
Bedürfnisse der Familien sind nicht bekannt. Während die behinderten Kinder und Ju-
gendlichen in den Einrichtungen und Diensten letztendlich ankommen, gelingt es in der 
Regel bisher nicht, den Familien die Unterstützungsangebote der Elternorganisationen 
nahe zu bringen und sie für eine Beteiligung an regionalen Selbsthilfeorganisationen zu 
gewinnen. Die Kooperation zwischen den Einrichtungen und den Familien wird generell 
als schwierig erlebt.  
 
Aus den Erfahrungen und Berichten der Teilnehmer/innen ließen sich drei Themen identi-
fizieren: 
 
1. kulturspezifischer Umgang mit Behinderung, 
2. zielgruppenspezifische und inklusive Angebote an Familien mit Migrationshintergrund, 
3. Verknüpfung von Kenntnissen aus dem Bereich Behindertenhilfe und Migrationsarbeit 
 
Das Fachgespräch brachte eine Reihe von Erkenntnissen hervor, auf denen einzelne Pro-
jekte und die weitere Zusammenarbeit der Verbände aufgebaut werden können. 
 
Neben dem Austausch von Informationen über verbandsspezifische Aktivitäten soll die 
Arbeit im Themenbereich Behinderung und Migration auf der Grundlage einer gemeinsa-
men Erklärung einer möglichst breiten Verbändekoalition weiterentwickelt werden. Ein 
Grundsatzpapier erscheint als ein geeignetes Mittel, die Anliegen innerhalb der Verbände 
zu transportieren und die Spitzen der Organisationen mit der Thematik und den Positionen 
vertraut zu machen. Es erscheint auch als ein geeignetes Mittel, das Thema „Migration 
und Behinderung“ in die Öffentlichkeitsarbeit und in den politischen Raum zu transportie-
ren.  
 
Ein weiteres Ziel ist eine gemeinsame Fachtagung zum Thema „Migration und Behinde-
rung“. Die Veranstaltung, auf der die unterschiedlichen Themenkreise und ggf. Praxispro-
jekte vorgestellt werden könnten, wäre auch ein geeigneter Anlass, die Erklärung „Migrati-
on und Behinderung“ vorzustellen. Konkrete Projekte zur Verbesserung der Zusammenar-
beit mit Familien mit Migration und einem behinderten Kind könnten folgende Aufgaben-
felder erfassen: 
 
1. lokale Projekte zur Verbesserung der Zusammenarbeit und zur Integration von Fami-

lien mit Migrationshintergrund und behindertem Kind, 
2. Konzeptentwicklung und Umsetzung kultursensibler Arbeit in Einrichtungen und 

Diensten der Behindertenhilfe, 
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3. zielgruppenspezifische Ansprache und Öffnung von Einrichtungen und Diensten der 
Behindertenhilfe, 

4. Fortbildungsangebote zur kultursensiblen Arbeit für Fachkräfte der Behindertenhilfe, 
5. Verknüpfung behinderungsspezifischer Fachkenntnisse mit Kenntnissen der kultur-

sensiblen Arbeit, 
6. Erarbeitung geeigneten muttersprachlichen Informationsmaterials, 
7. Aufbau und Stabilisierung gemeinsamer Arbeitsstrukturen der Verbände unter Einbe-

ziehung von Migrantenorganisationen, 
8. Bewusstseinsbildung in Einrichtungen und Diensten, in den Verbänden und in der 

Politik, der Verwaltung und der Öffentlichkeit, 
9. Gewinnung von Fachkräften mit Migrationshintergrund. 
 
 
VII. Clubs und Gruppen für Menschen mit und ohne Behinderung  
 
In den rund 50 Clubs und Gruppen im bvkm haben junge Menschen mit und ohne Behin-
derung die Möglichkeit, sich selbst zu vertreten und nach eigenen Vorstellungen in der 
Gemeinschaft mit anderen ihre Freizeit zu verbringen. Sie organisieren Gesprächskreise, 
entwickeln und erproben neue Freizeitangebote und engagieren sich für Mobilität und Rei-
semöglichkeiten von Menschen mit Behinderung.  
 
Die Entwicklungen und Ziele der einzelnen Clubs und Gruppen lassen sich nicht ge-
neralisieren. Jeder Club und jede Gruppe hat eigene Schwerpunkte, Programme und Ziel-
setzungen. Sie sind abhängig von der Region, Geschichte und der Mitgliederzahl. Gene-
rell wollen die Clubs neben der Freizeit und Begegnung weitere Lebensräume schaffen. 
Ausbildungs-  und Wohnprojekte sind in der Diskussion. Ziel ist es, die gewonnene Auto-
nomie und Selbstbestimmung in der Freizeit und Begegnung auf weitere Lebensbereiche 
auszudehnen. Die Abhängigkeiten von den Eltern und AssistentInnen spielen eine große 
Rolle in diesem Prozess.  
 
Besonders für schwerbehinderte junge Menschen müssen neue und individuelle Strate-
gien entwickelt werden. Vielfalt als Normalität ist der Leitgedanke dieser Zielvorgabe in 
allen Lebensbereichen und Lebensphasen. Die Lebensberatung der behinderten Jugend-
lichen zeigt das besonders deutlich. Die Werkstatt für behinderte Menschen ist für viele 
behinderte Jugendliche nicht das Ziel ihres beruflichen Werdegangs. Die Alternativen im 
Bereich Ausbildung und Beruf sind im Prinzip vorhanden, müssen aber weiter ausgebaut 
werden. Die Abhängigkeit von der Unterstützung durch den Elternverband einerseits und 
die Bestrebungen nach Ablösung und Unabhängigkeit andererseits führen zu einem un-
auflöslichen Widerspruch, der die Arbeit der Clubs und Gruppen innerhalb des Verbandes 
mitbestimmt. Fahrdienste und die Durchführung von Veranstaltungen sind mit einem sehr 
hohen Organisationsaufwand verbunden. Spezielle Fahrdienste und eine behindertenge-
rechte Umgebung sind Eckpfeiler für die Durchführung von Jahresversammlungen, Semi-
naren und Freizeiten und zum Teil nur mit Unterstützung durch die Elternorganisationen 
aufrecht zu erhalten.  
 
Die Jahresversammlung der Clubs und Gruppen ist seit Jahrzehnten der wichtigste 
Treffpunkt für alle Clubs und Gruppen bundesweit. Sie ist gleichzeitig Koordination und 
Wissensvermittlung für die Clubmitglieder und Leiter/innen. Die Aktivitäten aus den Dis-
kussionsgruppen bzw. Workshops der Jahresversammlung beinhalten viele Anregungen 
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für das Clubleben vor Ort. Unter dem Motto: „50 Jahre gemeinsam stark mit Behinderung“ 
sind viele Kinder, Jugendliche und Erwachsene mit und ohne Behinderung der Einladung 
der Bundesvertretung gefolgt und rund um den 1. Mai 2009 nach Berlin gekommen. Die 
Bundesvertretung und die Clubs und Gruppen, z.B. der Spastikerhilfe Berlin, haben we-
sentlich zum Erfolg der Veranstaltungen im Rahmen der Workshopangebote beigetragen. 
Die verschiedenen Veranstaltungsorte stellten eine Herausforderung dar, die jedoch durch 
den Einsatz von Fahrdiensten gut bewältigt werden konnte. Die Teilnehmer/innen erlebten 
ein sorgloses und spannendes Wochenende. Die Präsentation der einzelnen Workshops 
bleibt eines der unvergessenen Highlights. Die erfolgreichsten Freizeitangebote der letzten 
Jahre wurden für die Veranstaltung neu aufgelegt.  
 
Der Zirkus hatte für jede Behinderung und besonders für Kinder und Jugendliche ein at-
traktives Angebot. Jonglieren, Schweben auf dem Balken, Akrobatik oder einfach nur eine 
Basale Stimulation für schwerst-mehrfachbehinderte Kinder und Jugendliche. In der Zir-
kuswelt fand jeder ein Angebot für sich. Einzel- und Gruppenübungen wechselten ab mit 
virtuosen Vorführungen der Profis, die zum Nachahmen animierten.  
 
Die Selbstverteidigung gehört mit zu den erfolgreichsten Angeboten der letzten Jahre. 
Alle Erfahrungen und Statistiken machen aber klar, dass ein großer Teil von Übergriffen 
und Bedrohungen schon im Vorfeld und ohne körperliche Gewalt abgewehrt werden kann. 
Die Praktiken der Selbstverteidigung stärken das Selbstbewusstsein und das Selbstwert-
gefühl. Neben der sportlichen Ertüchtigung werden auch Werte wie Disziplin und Selbst-
einschätzung gefördert. Ziel des Kurses ist jedoch nicht der Aufbau von schlagkräftigen 
Rollstuhlfahrern. Es wurden Strategien der Deeskalation vermittelt. So lässt sich Gewalt 
häufig durch verbalen Ausdruck der Interessen und durch Körperhaltung vermeiden. Die 
entsprechenden Strategien wurden in zahlreichen Rollenspielen erprobt und verfestigt. 
 
Die Planung und die Durchführung des Jahrestreffens im Zusammenhang mit den Jubilä-
umsaktivitäten des bvkm haben viele Kräfte gebunden. Sie haben aber auch den Stellen-
wert der Arbeit der Clubs und Gruppen im bvkm deutlich gemacht. Die Zirkuswelten, die 
Selbstverteidigung und die Hilfen bei der Organisation und Durchführung waren wichtige 
Eckpfeiler zum Gelingen der Veranstaltung. Die Bundesvertretung der Clubs und 
Gruppen konnte während des Jubiläums des bvkm zahlreiche Kontakte knüpfen bzw. ver-
tiefen. Ein Wiedersehen mit vielen Aktivisten der Jugendclubs aus verschiedenen Jahr-
zehnten erinnerte an viele kleine und große Begegnungen im Laufe der letzten Jahre. 
 
Die Interessen der Clubs und Gruppen und der in ihnen zusammengeschlossenen behin-
derten jungen Menschen innerhalb des bvkm werden von der Bundesvertretung vertreten. 
Sie benennt die Themen und Aufgaben des bvkm für den Personenkreis, gibt Impulse für 
die Arbeit in den lokalen Clubs und Gruppen und vernetzt sie, regt an und gestaltet das 
Bildungs- und Freizeitprogramm des bvkm. Die Bundesvertretung berät und unterstützt die 
hauptamtliche Arbeit des bvkm mit den Clubs und Gruppen und bei den Bildungsangebo-
ten, der Praxisberatung und den Tagungsveranstaltungen.  
 
Die Bundesvertretung gibt auch die Informationsschrift der Clubs und Gruppen „Der bun-
te Faden“ heraus. Die zweimal jährlich erscheinende Broschüre vermittelte 2009 viele 
Anregungen und Tipps zur Freizeitgestaltung, setzt sich aber auch mit dem Selbstver-
ständnis und der Zukunft der Clubs und Gruppen auseinander. Berichte aus der Arbeit der 
Clubs und Gruppen geben Beispiele für die Arbeit in der eigenen Gruppe und ermutigen 
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Einzelne, z.B. durch Beiträge über das Segelfliegen. Die Broschüre ist zu einem wichtigen 
Kommunikationsmittel geworden.  
Bei der Umgestaltung des Internetauftritts des bvkm sind auch die Clubs und Gruppen 
durch die Bundesvertretung beteiligt. Die Inhalte sollen noch transparenter und zielorien-
tierter dargestellt werden. Themen und Seminare sollen schneller und systematischer ver-
linkt werden. Die Bundesvertretung soll leicht verständlich dargestellt werden.  
 
Die Praxisberatung der Clubs und Gruppen wird hauptamtlich betrieben und von den 
Mitgliedern der Bundesvertretung unterstützt. Sie ist ein langfristiger Prozess, bei dem 
durch regelmäßige Kontakte institutionelle, personelle sowie strukturelle Kooperations-
strukturen aufgebaut werden sollen. Dabei spielen regionale und überregionale Vernet-
zungen eine große Rolle. Die Arbeitsschwerpunkte für und mit den Clubs und Gruppen 
bewegen sich im Rahmen der Freizeitgestaltung, der persönlichen Lebensplanung und der 
Angebote der offenen Behindertenhilfe. Die thematische Arbeit soll dazu beitragen, die 
Basis zu mobilisieren und die Clubs und Gruppen inhaltlich und konzeptionell stärker zu 
unterstützen.  
Die Themen und Aufgaben sind kontinuierlich gewachsen: 
· Erarbeitung neuer Aufgaben und Ziele in der Jugendhilfe 
· Abgrenzung und Schnittstellen der Behindertenhilfe 
· Zielsetzung und Perspektiven der Jugendhilfe für behinderte und nichtbehinderte 

Menschen 
· Finanzierung und Mitgliederverwaltung 
· Programmentwicklung  
· Motivation der Leiter/innen der Clubs und Gruppen für neue Elemente der Freizeitge-

staltung  
· Vernetzung  
 
Die Praxisberatung zeigt eine sehr gute Wirkung im Bereich der Freizeit und Begegnung 
junger Menschen mit und ohne Behinderungen. Die Clubs und Gruppen erweitern und 
wechseln ihre Angebote häufiger, und das zahlt sich aus. Die Arbeitsfelder entwickeln sich 
verstärkt in Richtung Erlebnispädagogik und individueller Lebensplanung und Le-
bensgestaltung. Alternativen im Bereich des Wohnens und Arbeitens für behinderte 
Menschen sind wichtige Zukunftsaufgaben der Behindertenhilfe. Werkstätte für behinderte 
Menschen oder Berufsbildungswerke usw. finden immer weniger Zuspruch bei den Ju-
gendlichen. „Arbeiten und Wohnen wie andere auch“ ist eine Forderung, um eine wirkliche 
Autonomie und Selbstbestimmung zu gewährleisten.  
 
Die bisherige Vielfalt im Aus- und Weiterbildungsbereich in den Clubs soll erhalten bleiben 
und durch weitere Angebote ergänzt werden. Die Nutzung der digitalen Medien ist in je-
dem Fall kritisch zu hinterfragen. Ein großer Teil der Menschen in den Clubs und Gruppen 
kann das Internet aufgrund der Behinderung nur eingeschränkt nutzen. Angebote im Netz 
können nur einen Teil der Clubmitglieder erreichen. Menschen mit Lernschwierigkeiten 
werden oft über die üblichen Wege der digitalen Medien nicht erreicht. Eine Vernetzung 
mittels Internet hat nur einen begrenzten Nutzen. Wichtiger sind die direkten unmittelbaren 
Kontakte durch Clubtreffen, Regionaltreffen und die Jahresversammlung.  
 
Die Inklusion in der Praxis in Form selbstverständlicher und gleichberechtigter Teilnahme 
ist im Freizeitbereich durch die Arbeit der Clubs und Gruppen weiter fortgeschritten. Alter-
native Wohn- und Arbeitsangebote sind sehr stark nachgefragt. Sie können aber häufig 
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nur in den Großstädten und Ballungsräumen ansatzweise befriedigt werden. Langfristige 
Projekte und ein kontinuierliches Arbeitsumfeld mit denselben Personen führen zur erfolg-
reichen Weiterentwicklung der Jugendarbeit.  
 
Barrierefreie Lebensräume in den Bereichen Bildung, Freizeit und Urlaub würden den 
Clubs und Gruppen viel Arbeit ersparen. Freizeit und Begegnung ohne Barrieren ist ein 
Wunschtraum, den wir langsam verwirklichen sollten. Zugang zu und Autonomie in allen 
Lebensbereichen wäre die Fortsetzung der Erfahrungen, die von den Clubs und Gruppen 
in der Freizeit und Begegnung gemacht werden. Fehlende Angebote und Alternativen in 
schulischer und beruflicher Ausbildung bedürfen der Erläuterung und einer überregionalen 
Suche nach weiteren Chancen und Möglichkeiten der Qualifikation. Bundesweite Angebo-
te und ein System der Vernetzung für behinderte Menschen sind eine Lösung für die viel-
fältigen Fragestellungen der Jugendlichen auf dem Weg in die Arbeitswelt. Assistenzmo-
delle am Arbeitsplatz und auf dem Weg zum Arbeitsplatz sind eine gute Lösung und soll-
ten ausgebaut werden. 
 
Die Bundesvertretung regt eine verstärkte Kooperation mit anderen Jugendverbänden an, 
um finanzielle und strukturelle Synergien nutzen zu können. Die Regionaltreffen sind da-
zu wichtige Instrumente. Beim Regionaltreffen Nord wurde die Zusammenarbeit zwischen 
dem Selam-Club in Oldenburg und der Pfadfinderschaft vorgestellt. Eine wichtige The-
meneinheit stellten die theoretischen Erläuterungen über die Pfadfinder selbst und die 
Möglichkeiten für behinderte junge Menschen, bei den Pfadfindern mitzumachen, dar. Die 
Abschlussdiskussion verdeutlichte, dass Kooperationen mit Jugendorganisationen ein 
wichtiges Instrument zur Öffnung der Clubs und Gruppen sind. Behindertenspezifische 
Fragestellungen sollten vorher klar umrissen werden, die Form der Kooperationen und ihre 
Grenzen müssen daher genau abgesprochen werden, damit falsche Erwartungen nicht zu 
Enttäuschungen führen.  
 
Nachdem bereits einige erlebnispädagogische Veranstaltungen von der Bundesvertre-
tung organisiert wurden, bestand bei den angeschlossenen Clubs und Gruppen der 
Wunsch nach weiteren Veranstaltungen. So wurde im August ein Kletterwochenende an-
geboten. Unter dem Motto „Erleben in freier Natur“ traf man sich in der barrierefreien Ju-
gendherberge „Jugenddorf Europa“. Bei der Heinz-Sielmann-Stiftung in Duderstadt konn-
ten die Seilkonstruktionen aufgebaut werden. Mit Hilfe von Vertrauens- und Kooperations-
spielen wurden Beziehungsstrukturen und eine Vertrauensbasis geschaffen. Es folgten 
Übungen wie das Klettern in den Baumwipfeln, Schaukeln zwischen zwei Bäumen, auch 
mit dem Rollstuhl, und das Kistenklettern. Sie stellten große Herausforderungen für die 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen dar. Das Naturerlebniszentrum der Stiftung ergänzte das 
Programm. Zum Naturerleben gehört es auch, widrigen Witterungsbedingungen zu wider-
stehen. Dazu gab es viele Gelegenheiten. Das Seminar wurde durch kooperative Grup-
penspiele und eine Einführung zum Thema „Erlebnispädagogik“ abgerundet. Das Selbst-
bewusstsein der Teilnehmerinnen und Teilnehmer steigerte sich angesichts der Heraus-
forderungen enorm. 
 
Gerade im Bereich Wohnen fehlen den behinderten Jugendlichen oft wichtige Informatio-
nen über die bestehenden Möglichkeiten. Diese Thematik wurde in dem angebotenen 
Seminar der Bundesvertretung erörtert. Die Verwirklichung ihrer Wohnvorstellungen ist für 
fast alle jungen Menschen mit Behinderung ein bedeutendes Thema. Welche Formen sind 
gewünscht und lassen sich verwirklichen? Zu den bevorzugten Wohnformen zählen das 



 29 

selbständige Wohnen mit Assistenz in der eigenen Wohnung, die Servicewohnung mit 
Pflege und Assistenz und die Wohngruppe. 
Verschiedene Wohnformen und deren Angebote wurden vorgestellt und diskutiert. Die 
Kosten für Unterkunft, Verpflegung und Haushalt wurden in Rechenbeispielen vorgestellt. 
Die Kosten und Organisation der Pflege wurden ebenfalls in Euro und Cent aufgelistet. Auf 
der anderen Seite der Gleichung standen die Ansprüche auf Versorgungs- und Hilfeleis-
tungen. Zur weiteren Klärung wurden Fragen mit nach Hause genommen: 
· Wie viel Hilfe benötige ich? 
· Sind meine Vorstellungen umsetzbar? 
· Wer übernimmt die Pflege? 
· Haushaltsführung? 
· Finanzierung? 
An diese Fragen gilt es anzuknüpfen. Es müssen immer individuelle Lösungen erdacht 
und umgesetzt werden. Das Seminar hat dafür eine Grundlage geschaffen.  
 
Wege und Schritte in die Arbeitswelt bedürfen vielfältiger Anstrengungen und Bera-
tungsansätze. Dabei sollte nicht nur eine Richtung verfolgt werden. Man muss sich zu-
nächst über seine persönlichen Stärken und Schwächen im Klaren sein. Welche Bera-
tungsangebote, Modelle und Projekte sind für behinderte Menschen hilfreich, um den rich-
tigen Beruf zu finden? Hierüber wurden Jugendliche mit Behinderung, die vor der Berufs-
wahl stehen, und deren Eltern umfassend in getrennten Gruppen informiert. Im Mittelpunkt 
stand dabei das Interesse jeder einzelnen Person. 
Oft weichen die Vorstellungen der Jugendlichen und die der Eltern stark voneinander ab. 
Zur Vermeidung dieser Konfliktsituation wurden die Gruppen zunächst getrennt, um kon-
struktive Lösungsansätze zu erarbeiten. Informationen zu der komplexen Problematik er-
hielten die Teilnehmer durch drei Impulsreferate zur Eröffnung der Veranstaltung zu den 
Themen 
- Wege in die Arbeitswelt, 
- zwischen Schule und Beruf, 
- Assistenzmodelle am Arbeitsplatz. 
Die Veranstaltung konnte durch Unterstützung des Metrokonzerns ohne Zusatzkosten für 
die Teilnehmer finanziert werden. Neben dem informativen Teil, der den Teilnehmern alle 
erdenklichen Informationen zukommen ließ, wurden auch Beispiele aus der Praxis des 
Metrokonzerns publiziert. Die Mitarbeiter mit Behinderung der Metro hatten perspektivi-
schen Vorbildcharakter für die Teilnehmer. 
 
 
VIII. Sport für Menschen mit Behinderungen 
 
Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) hat auch im 
Jahre 2009 seine Bemühungen um die Teilhabe von Menschen mit Cerebralparese am 
Freizeit- und Wettkampfsport in Schulen, Vereinen und anderen Einrichtungen fortgesetzt. 
Ein Schwerpunkt lag in der Weiterentwicklung von sportlichen Angeboten für Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf. 
 
Höhepunkte bildeten die 18. Deutschen CP-Sportspiele und die 6. Deutschen Boccia-
Meisterschaften. 
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Vom 11. - 14. Juni 2009 fanden in Erfurt die 18. Deutschen CP-Sportspiele (Sportspiele für 
Menschen mit cerebralen Bewegungsstörungen) statt. Veranstaltet wurden sie vom Bun-
desverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm). Ausrichter vor Ort war 
der Thüringer Behinderten- und Rehabilitations-Sportverband (TBRSV). Die Schirmherr-
schaft hatte Andreas Bausewein, Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Erfurt, über-
nommen. An den Spielen haben Sportlerinnen und Sportler aus Aachen, Bad Kreuznach, 
Bad Langensalza, Eberswalde, Gera, Halberstadt, Leipzig, München, Münster, Osnab-
rück, Nürnberg, Weingarten und Wilhelmshaven teilgenommen. Ein großes Team stellte 
der Handicap-Sports-Club Erfurt. „Sieger ist jeder, der teilnimmt.“ Mit diesen Worten be-
grüßte Lutz Leßmann, Präsident des TBRSV, die Sportlerinnen und Sportler in Erfurt. Die 
anfängliche Enttäuschung darüber, dass sich zu den Spielen insgesamt nur 70 Sportlerin-
nen und Sportler angemeldet hatten, war schon bald nach der Eröffnung der Spiele verflo-
gen angesichts guter Stimmung und Vorfreude auf die bevorstehenden Wettkämpfe. 
Tischtennis, Boccia und Schwimmen beherrschten den ersten Wettkampftag. Den beson-
deren Höhepunkt bildeten wie immer bei den Spielen die Leichtathletik-Wettkämpfe. Sie 
fanden parallel zu den Offenen Thüringisch-Hessischen Landesmeisterschaften im Behin-
dertensport statt, so dass mit Landesmeisterschaften und CP-Sportspielen insgesamt 150 
Sportlerinnen und Sportler im Erfurter Steigerwaldstadion an den Start gingen und mit 
teilweise überragenden Ergebnissen, ihrem Einsatz und ihrer Freude am Sport für ein un-
vergessliches Erlebnis und bleibende Erinnerungen bei Zuschauern, Betreuern, Helfern 
und Organisatoren sorgten. 
 
Im November 2009 fanden in München die 6. Deutschen Boccia-Meisterschaften statt. Sie 
wurden nach den international geltenden Regeln der CPISRA durchgeführt. Danach durf-
ten an den Meisterschaften nur Menschen mit Schwerstbehinderung teilnehmen, die einen 
Rollstuhl benutzen und bei denen u.a. eine motorische Störung des Wurfarms vorliegt. 
Boccia bietet vor allem Menschen mit cerebralen Bewegungsstörungen die Möglichkeit, 
sich sportlich zu betätigen und an Wettkämpfen teilzunehmen. Nicht Kraft oder Ausdauer 
stehen im Mittelpunkt, sondern Konzentration, Hand-Augen-Koordination und ein großes 
Maß an Taktik. Im Behindertensport wird Boccia mit speziellen Bällen gespielt, die für 
Spielerinnen und Spieler mit Cerebralparese entwickelt worden sind. Ziel des Spiels ist es, 
möglichst viele eigene Bälle so nah wie möglich am Jackball zu platzieren. Spielerinnen 
und Spieler, die nicht werfen können, können speziell angefertigte Hilfsmittel (Abrollschie-
ne, Rampe oder Gleitrohr) benutzen. Es kann mit der Hand oder mit dem Fuß gespielt 
werden. Boccia ermöglicht es insbesondere Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf, 
an nationalen und internationalen Wettkämpfen teilzunehmen. An den 6. Deutschen Boc-
cia-Meisterschaften waren zahlreiche Einrichtungen vertreten, die bislang noch nie an die-
sen Meisterschaften teilgenommen hatten. Darüber hinaus war Deutschland im Juli 2009 
erstmals bei Europäischen Boccia-Meisterschaften vertreten. 
 
Bei der Konzeption und Durchführung dieser Veranstaltungen wurde der bvkm vom Fach-
ausschuss Sport beraten und unterstützt. Ihm gehören Expertinnen und Experten aus den 
für den Sport mit behinderten Menschen relevanten Fachdisziplinen an. 
 
Im Rahmen der 50-Jahr-Feier des bvkm haben Mitglieder des Fachausschusses Sport im 
offenen Mitmach-Programm verschiedene Sportarten vorgestellt. Neben Boccia, Tischten-
nis und Polybat galt das besondere Interesse dem Rollstuhlslalom. 
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Einen weiteren Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit stellen die Präsentationen der Sportgruppe 
der Wilhelmshavener Kinderhilfe im Rahmen des Sportcenters bei der REHACARE in 
Düsseldorf dar. Sie erfolgen im Auftrag des bvkm. Auch im Jahre 2009 präsentierten 
Sportlerinnen und Sportler mit cerebralen Bewegungsstörungen verschiedene 
paralympische Sportarten. 
 
Im Oktober 2009 war der bvkm bei der jährlichen Tagung des „Runden Tisch Sport behin-
derter Menschen“ vertreten, dem DBS, SOD, Forum Integrationssport sowie verschiedene 
Fachverbände der Behindertenarbeit angehören. 
 
Der bvkm begrüßt die Initiative des Deutschen Behindertensportverbandes zur Förderung 
des Fußballsports für Menschen mit cerebralen Bewegungsstörungen. In Kooperation mit 
den DBS-Landesverbänden sollen Strukturen und Spielbetriebe aufgebaut werden, die es 
u.a. den Nationalmannschaften ermöglichen, an internationalen Meisterschaften oder an 
den paralympischen Sommerspielen teilzunehmen. Einen Werbeflyer „Football 7-a-side - 
Fußball für Menschen mit cerebralen Bewegungsstörungen“ hat der DBS bereits veröffent-
licht. Für Anfang 2010 plant der DBS einen bundesweiten Workshop „Football 7-a-side - 
Fußball für Menschen mit cerebralen Bewegungsstörungen“. Mitglieder des Fachaus-
schusses Sport im bvkm wurden bzw. werden vom DBS wiederholt an Planungen und 
Überlegungen beteiligt. 
 
Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BISp) und der Deutsche Behindertensportver-
band (DBS) gingen der Frage der Rekrutierung und Förderung von Nachwuchssportlern 
mit Behinderungen im Rahmen einer gemeinsamen Arbeitstagung vom 14. bis 15. Mai 
2009 in Bonn nach. Ein weiteres Hauptanliegen der Veranstaltung, an der zahlreiche Bun-
des- und Landesvertreter des DBS, Vertreter der Sportwissenschaft, sowie Trainer, 
Übungsleiter und aktive Sportler teilnahmen, war die Initiierung einer engen Zusammenar-
beit zwischen Praxis und Wissenschaft. Für den Fachausschuss Sport hat Eugen Hoch 
(Wilhelmshaven) an der Tagung teilgenommen. In seinem Bericht hob Eugen Hoch unter 
anderem hervor, dass Fördermittel oft nur deshalb nicht abgerufen werden können, weil es 
in fast allen Bereichen des Behindertensports an schlüssigen Konzepten fehlt. Der Fach-
ausschuss Sport legt Wert darauf, sich in zukünftigen Tagungen zu dieser Problematik 
aktiv einzubringen, weil Nachwuchsförderung (z.B. bei Boccia) auch zu seinen Anliegen 
gehört. Nach Auffassung des Fachausschusses sollten in allen Sportvereinen Abteilungen 
für Behindertensport eingerichtet werden. Der Fachausschuss hält Veränderungen im 
Sportstudium und bei der Lehrerausbildung im Sinne einer verstärkten Berücksichtigung 
der Belange von Menschen mit Behinderungen für erforderlich. Als positives Beispiel wird 
Tischtennis genannt; hier ist die Qualifikation für den Behindertensport Voraussetzung für 
den Erwerb der Übungsleiterlizenz. 
 
 
IX. Bildungsarbeit 
 
Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) hat 2009 zahl-
reiche Seminare, Fortbildungen und Tagungen für Menschen mit Behinderungen, Familien 
mit behinderten Angehörigen sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Organisationen 
und Einrichtungen der Behindertenarbeit durchgeführt. Im Vordergrund standen dabei die 
Themenbereiche: 
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§ Interessenvertretung in Werkstätten für behinderte Menschen (Werkstatträte und Ver-
trauenspersonen) 

§ Interessenvertretung in Heimen (Heimbeiräte) 
§ Unterstützte Kommunikation 
§ Trauerarbeit 
 
Ziel der Fortbildungen war es, Erkenntnisse, Anregungen und Impulse für die Arbeit der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu vermitteln. Neben der Arbeit an themenbezogenen 
Fragestellungen hatten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer Gelegenheit, sich über Erfah-
rungen aus ihren Arbeitsbereichen auszutauschen. 
 
Das zentrale Veranstaltungsangebot des bvkm betrifft nicht immer alle Fragen und The-
men, die dem aktuellen Bedarf seiner Mitglieder entsprechen. Darüber hinaus ist es für 
Familien mit behinderten Kindern in der Regel mit einem erheblichen Aufwand verbunden, 
an einem von ihrem Wohnort mehr oder weniger weit entfernten Seminar teilzunehmen. 
Deshalb hat der bvkm mit „Bestellseminaren“ ein Angebot entwickelt, das speziell auf das 
aktuelle Anforderungsprofil seiner Vereine und ihrer Mitglieder abgestimmt ist. Ziele, Inhal-
te und organisatorische Rahmenbedingungen dieser Seminare werden dabei durch den 
Verein als Auftraggeber bestimmt. Für das zielorientierte Konzept, die Organisation und 
die Umsetzung ist der bvkm als Auftragnehmer verantwortlich. Er entwickelt gemeinsam 
mit dem Verein ein bedarfsgerechtes Angebot. Er berät und unterstützt diesen insbeson-
dere bei der Auswahl geeigneter Referentinnen und Referenten, bei der Programmgestal-
tung, bei Text und Layout der Einladung, bei organisatorischen Fragen und bei der Finan-
zierung. Der Verein entscheidet selbst, in welchem Umfang und zu welchen Fragen er die 
Beratungs- und Unterstützungsleistungen des Bundesverbandes in Anspruch nehmen will. 
 
Fortbildungen für Werkstatträte und ihre Vertrauenspersonen 
 
§ Im Rahmen eines Grundlagenseminars für Werkstatträte vom 13. - 15. Februar 2009 

wurden u.a. folgende Fragen behandelt: Wie erlebe ich meinen Arbeitsplatz „Werkstatt 
für behinderte Menschen“? Was finde ich dabei gut, was nicht? Was sollte in der 
Werkstatt geändert werden? Was kann ich tun, damit sich etwas ändert? Was erwarte 
ich vom Werkstattrat? Welche Aufgaben und Möglichkeiten hat der Werkstattrat? 
Welche Mitwirkungsrechte gibt es? Mitwirken - wie geht das? Reichen die vorhande-
nen Mitwirkungsrechte? Was tun bei Konflikten? Wie und wo finden wir Verbündete, 
die uns unterstützen? 

 
§ Vertrauenspersonen von Werkstatträten kamen vom 22. - 24. April 2009 zu einem 

Seminar unter dem Motto „Unterstützen ja - bevormunden nein!“ zusammen. Im Rah-
men des Seminars wurden verschiedene Aspekte der Arbeit einer Vertrauensperson 
behandelt, insbesondere rechtliche Grundlagen, Rolle und Selbstverständnis, Mög-
lichkeiten und Formen der Unterstützung des Werkstattrates, Erkennen und Analysie-
ren von Wahrnehmungs- und Kommunikationsstrukturen im Werkstattrat, Funktion im 
Rahmen interner und externer Gremien, Stellung im innerbetrieblichen Gefüge. Mit 
Blick auf die Wahl der Werkstatträte im Herbst 2009 galt der Austausch auch Erfah-
rungen und Perspektiven bezüglich der Arbeit als Vertrauensperson. 

 
§ Ein Aufbauseminar vom 12. - 14. August 2009 unter dem Motto „Mitwirken - gestalten 

- entscheiden“ richtete sich an Werkstatträte, die bereits über Erfahrungen in ihrer Ar-



 33 

beit verfügen. Dabei wurden unter anderem folgende Themen behandelt: Arbeitsbe-
dingungen: das Werkstattrat-Büro, Organisieren von Sitzungen und Versammlungen, 
Informationsarbeit, Reden vorbereiten und Reden halten, Zusammenarbeit im Werk-
stattrat, Unterstützung von außen, Zusammenarbeit mit Gremien innerhalb und au-
ßerhalb der Werkstatt (z.B. Betriebsrat, Geschäftsführung, Elternbeirat, Gewerkschaf-
ten, Verbände). Mit Blick auf die im Herbst 2009 in allen Werkstätten anstehende 
Wahl der Werkstatträte bildete bei diesem Seminar das Thema „Wahl des Werkstatt-
rates - Vorbereitung und Durchführung“ einen besonderen Schwerpunkt. 

 
§ „Der Jahresabschluss - Wirtschaftliche Daten der Werkstatt verstehen - Mitwirkung 

sichern“ lauete das Thema eines Seminars vom 9. – 11. September 2009, zu dem 
sowohl Werkstatträte als auch Betriebsräte bzw. Mitarbeitervertretungen aus Werk-
stätten eingeladen waren. Die Werkstätten-Mitwirkungsverordnung bestimmt, dass 
Werkstatträte bei der Darstellung und der Verteilung des Arbeitsergebnisses mitwir-
ken. Während Betriebsräte diese Informationen gar nicht oder nur unvollständig erhal-
ten, haben Werkstatträte Zugang zu allen Informationen. Das Recht auf Mitwirkung 
können sie aber nur dann sinnvoll ausüben, wenn sie die Informationen verstehen. In 
dem Seminar sollten zum ersten mal Betriebsräte und Werkstatträte gemeinsam einen 
Zugang zu den wirtschaftlichen Daten der Werkstatt erarbeiten. Dazu wurde der Jah-
resabschluss einer Werkstatt betrachtet. Die unterschiedlichen Rechte von Betriebsrä-
ten und Werkstatträten wurden erklärt. Das Seminar war als „Lernwerkstatt“ gedacht, 
in der die Teilnehmerinnen und Teilnehmer lernten, schwierige wirtschaftliche Sach-
verhalte besser zu durchschauen. Folgende Themen standen im Vordergrund: Geset-
ze zum Jahresabschluss (Erstellung, Prüfung, Veröffentlichung), Untersuchung des 
Jahresabschlusses und der einzelnen Teile, Gestaltungsrechte bei der Bilanz, Grund-
legende Kennzahlen, Besonderheiten bei Zusammenschlüssen von Werkstätten zu 
„Konzernen“. 

 
Bei den Fortbildungen wurden Referate sowie der Informations- und Erfahrungsaustausch 
in Arbeitsgruppen durch praktische Übungen und Rollenspiele ergänzt. Darüber hinaus 
erhielten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ausführliche schriftliche Materialien in leich-
ter Sprache zu den in den Seminaren besprochenen Themen. 
 
Fortbildung für Heimbeiräte 
 
An die Mitglieder von Heimbeiräten richtete sich das Seminar „Die Arbeit des Heimbeirates 
- Rechte und ihre Anwendung, Mitwirkung in der Praxis, Verhalten bei Konflikten“ vom 9. - 
11. Oktober 2009. Bei dem Seminar standen folgende Themen im Vordergrund: Wo erle-
ben wir als Heimbeirat die Grenzen unserer Mitwirkung? Was haben wir bisher unternom-
men, um Konflikte zu lösen? Was kann der Heimbeirat tun, wenn er sich immer wieder mit 
den gleichen Forderungen beschäftigen muss? Welche Möglichkeiten bietet das Gesetz? 
Wie kann der Heimbeirat seine Rechte in Konfliktsituationen geltend machen? Welche 
Personen sind als neutrale Konfliktberater geeignet? 
 
Die Inhalte des Seminars wurden durch kurze Impulsreferate, den Informations- und Er-
fahrungsaustausch im Plenum sowie in kleinen Gruppen und durch Rollenspiele erarbei-
tet. Darüber hinaus erhielten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ausführliche schriftliche 
Materialien in leichter Sprache zu den in dem Seminar besprochenen Themen. 
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Angebote für unterstützt kommunizierende Menschen sowie Eltern von nicht- oder 
kaum sprechenden Kindern 
 
§ Menschen mit Behinderung, die zur Kommunikation elektronische oder nichtelektroni-

sche Hilfen benutzen, kamen am Pfingstwochenende in Duisburg zum Jahrestreffen 
unterstützt kommunizierender Menschen zusammen. Es stand wie immer unter dem 
Motto „Auch wer nicht sprechen kann hat viel zu sagen!“ Gemeinsam mit privaten und 
beruflichen Bezugspersonen nutzten sie das Treffen zur zwanglosen Begegnung und 
zum Informations- und Erfahrungsaustausch. Der Schwerpunkt lag auf der gemein-
samen Durchführung unterschiedlicher Aktivitäten. Angeboten wurden Workshops, die 
Kreativität und Phantasie anregen, und Gesprächsgruppen zu ausgewählten Themen. 

 
§ Unterstützt sprechende Menschen haben als Expertinnen und Experten in eigener 

Sache eine unersetzliche Funktion bei Fortbildungen und in der Beratung. Bei Fortbil-
dungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übernehmen sie Teile, die zu den Stan-
dards bei Zertifikatskursen gehören. Bei Fortbildungsangeboten für andere unterstützt 
sprechende Menschen und ihre Bezugspersonen wirken sie als Moderatorinnen und 
Moderatoren mit. Zu ihren Aufgaben gehört es auch, die Öffentlichkeit darüber zu in-
formieren, welche Bedeutung Unterstützte Kommunikation für Menschen hat, die sich 
nicht ausreichend lautsprachlich verständlich machen können. Schließlich beteiligen 
sie sich auch direkt an der Beratung und Unterstützung von Menschen, die zur Kom-
munikation ebenfalls Hilfen benötigen. Unter dem Motto „Als Profis in eigener Sache“ 
wurde 2009 mit einer weiteren Schulungsmaßnahme begonnen, die zum Ziel hat, un-
terstützt sprechende Menschen für die genannten Aufgaben zu qualifizieren. Die 
Durchführung erfolgt in Kooperation mit der Gesellschaft für Unterstützte Kommuni-
kation. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer arbeiten während der Maßnahme vor Ort 
unter Anleitung von Mentorinnen und Mentoren an gemeinsam festgelegten Modulen. 
Um Erfahrungen auszutauschen und auszuwerten, das weitere Vorgehen zu planen 
und Fragen von allgemeinem Interesse zu besprechen, kommen sie einmal im Jahr zu 
einem zentralen Wochenendseminar zusammen. Ein Seminar vom 8. - 10. Mai 2009 
bildete den Auftakt der Maßnahme. Das Seminar diente vorwiegend dazu, sich ken-
nen zu lernen, Inhalte und Ziele der Maßnahme vorzustellen, die unterschiedlichen 
Voraussetzungen und Erwartungen zu klären, individuell angepasste Pläne für die 
weitere Arbeit zu erstellen und die nächsten Schritte zu planen. Im Fortbildungsteil 
des Seminars ging es um das Thema „Persönliche Assistenz“: Wie organisiere ich 
Assistenz? Wie finanziere ich Assistenz? Auf welche rechtlichen Grundlagen kann ich 
mich dabei beziehen? 

 
§ Auch die bereits autorisierten ISAAC-Koreferentinnen und -referenten trafen sich zu 

einer Fortbildung. Sie fand vom 27. - 29. März 2009 statt. Ziel der Fortbildung war es, 
den Blick für die Unterschiede innerhalb des Personenkreises, der auf Unterstützte 
Kommunikation angewiesen ist, zu schärfen. Aufgabe der Koreferentinnen und Kore-
ferenten ist es nicht, in jedem Fall selbstständig und allein verantwortlich beraten oder 
gar Förderung begleiten zu können. Wichtig ist, dass sie erkennen, in welchen Fällen 
sie Rat geben oder Förderung begleiten können und in welchen Fällen sie andere 
Fachleute zu Rate ziehen sollten. Dieses Thema wurde  anhand von Video-
Beispielen, Rollenspielen und in Gesprächsgruppen bearbeitet. 

 
§ Eltern nicht oder kaum sprechender Kinder haben vom 30. - 31. Oktober 2009 an ei-
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nem Seminar teilgenommen, das der bvkm in Kooperation mit dem Verein LEBEN 
MIT BEHINDERUNG HAMBURG durchgeführt hat. Das Seminar wurde von Fachkräf-
ten geleitet, die über langjährige Erfahrungen auf dem Gebiet der Unterstützten Kom-
munikation verfügen. Im Verlauf des Seminars hatten Eltern Gelegenheit, miteinander 
und mit den Fachkräften Erfahrungen und Informationen auszutauschen. Dabei wur-
den folgende Themen und Fragen behandelt: 
Was ist „Unterstützte Kommunikation“? 
Warum brauchen nichtsprechende Kinder (und auch Erwachsene) Unterstützte Kom-
munikation? 
Wann sollte mit Unterstützter Kommunikation begonnen werden? 
Welche Hilfen zur Kommunikation mit nichtsprechenden Menschen gibt es? 
Wie sollten diese Hilfen eingesetzt werden? 
Was können Eltern tun, um sich besser mit ihrem Kind zu verständigen? 
Welche Aufgaben können bzw. müssen von Eltern bei der Unterstützten Kommu-
nikation übernommen werden? 
Wie kann die Zusammenarbeit von Elternhaus und Schule verbessert werden? 
Ist der Beginn mit Unterstützter Kommunikation das Ende der Lautsprache? 
Wo finden Eltern im Zusammenhang mit Unterstützter Kommunikation Beratung, An-
leitung und Hilfe? 

 
Trauerarbeit: Vom Umgang mit Sterben und Tod in Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen 
 
An Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Einrichtungen und Organisationen, die mit behin-
derten Menschen arbeiten, richtete sich das Seminar „Abschied nehmen - Teil eines gelin-
genden Lebens“ vom 25. - 27. Februar 2009 in der Katholischen Akademie Schwerte. Die 
Betreuung und Begleitung von schwerkranken, sterbenden oder trauernden Menschen 
und ihren Angehörigen stellt in vielfacher Hinsicht eine besondere Aufgabe dar. Begleite-
rinnen und Begleiter benötigen dafür Sozialkompetenz und die Fähigkeit, sich auch mit 
dem eigenen Trauer- und Verlusterleben auseinanderzusetzen. Ziel der Fortbildung war 
es, sowohl die persönliche Auseinandersetzung mit der Thematik anzuregen und zu för-
dern als auch Möglichkeiten des Lebensbeistandes und der Sterbebegleitung im Berufsall-
tag der Teilnehmerinnen und Teilnehmer aufzuzeigen, um so gemeinsam mit und im Sin-
ne von Menschen mit Behinderungen gute Wege im Umgang mit Sterben, Tod und Trauer 
zu finden. Unter dem Titel „Der Trauer eine Heimat geben - ein selbstbestimmter Umgang 
mit Verlustgefühlen“ berichtete erstmals im Rahmen eines solchen Seminars ein Bestatter 
und Trauerbegleiter aus seiner Praxis. Er zeigte Wege auf, die es Betroffenen ermögli-
chen, das Geschehene zu begreifen. Die Durchführung des Seminars erfolgte in Koopera-
tion mit der Deutschen Kinderhospizakademie. 
 
Das Fortbildungsangebot des bvkm stieß auch im Jahr 2009 auf großes Interesse. Bei 
einzelnen Fortbildungen für Werkstatträte mussten Wartelisten geführt werden. Die mit 
den jeweiligen Seminaren verbundenen Ziele wurden erreicht. Die Fortbildungen wurden 
von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowohl unter inhaltlichen als auch unter orga-
nisatorischen Gesichtspunkten gut bewertet. Bei den Fortbildungen für Werkstatträte und 
Heimbeiräte kommen oft Teilnehmerinnen und Teilnehmer zusammen, die in Bezug auf 
Erfahrungen und die Fähigkeit, Informationen aufzunehmen und zu verarbeiten, über 
höchst unterschiedliche Kompetenzen verfügen.  
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2009 begann die intensive Vorbereitung einer Ausbildung von Moderatorinnen und Mode-
ratoren zur Durchführung von Konferenzen zur persönlichen Zukunftsplanung. Diese Aus-
bildung steht unter dem Thema „Bürgerzentrierte Planungsprozesse in Unterstützerkrei-
sen“ und wird von März bis November 2010 stattfinden. Kooperationspartner des bvkm ist 
dabei die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Die Ausbildung erfolgt vor dem Hin-
tergrund der modernen Behindertengesetzgebung, die vom Fürsorgegedanken abrückt 
und Menschen mit Behinderungen zu Trägern von Bürgerrechten macht. Die UN-
Konvention über die Rechte behinderter Menschen fordert den Zugang von Menschen mit 
Behinderungen zu allen Ressourcen der Gesellschaft und Teilhabechancen. Die gesell-
schaftliche Entwicklung hat zu einer Vielzahl von Lebensentwürfen und zur Verwirklichung 
unterschiedlicher Lebenskonzepte geführt, von denen Menschen mit Behinderungen nicht 
ausgeschlossen werden dürfen. Nach wie vor ist aber der Lebensweg von Menschen mit 
Behinderungen oft an den Institutionen der Behindertenhilfe ausgerichtet. Um dies zu 
überwinden, sind Unterstützung und Nachteilsausgleiche erforderlich. Die Entwicklung von 
Vorstellungen über die Zukunft und über die eigene Lebensgestaltung ist eine Grundvo-
raussetzung dafür. Persönliche Zukunftsplanung ist ein erster und wichtiger Baustein, um 
das Leben außerhalb von Institutionen zu ermöglichen. Als Elternselbsthilfeorganisation 
möchte der bvkm einen Beitrag dazu leisten, dass dieser wichtige Baustein für die Le-
bensplanung und die Verwirklichung von Lebensgestaltung überall zur Verfügung steht. 
Mit der Ausbildung von Moderatorinnen und Moderatoren zur Durchführung von Konferen-
zen zur persönlichen Zukunftsplanung wird ein erster Schritt dazu getan. Die Ausbildung 
bezieht sich insbesondere auf die Gestaltung von Zukunftskonferenzen für Menschen mit 
schwerer Mehrfachbehinderung unter Einbeziehung ihrer Familie. 
 
 
X. Arbeitskreis „Werkstätten für behinderte Menschen“ 
 
Als Fachausschuss des bvkm setzt sich der Arbeitskreis „Werkstätten für behinderte Men-
schen“ für politische Maßnahmen und gesetzliche Regelungen ein, die die Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben fördern, eine Weiterentwicklung der Werk-
stätten ermöglichen und die Situation von Menschen mit Behinderungen verbessern, die in 
einer WfbM arbeiten. Dem Arbeitskeis gehören zur Zeit sieben Mitglieder an. Es sind 
Menschen mit Behinderungen, die in einer WfbM arbeiten oder gearbeitet haben. Zwei von 
ihnen sind gewählte Werkstatträte. 
 
Das besondere Interesse des Arbeitskreises galt im Jahr 2009 der UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen und der Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe. 
 
Um das durch die UN-Konvention garantierte Recht auf Selbstbestimmung und Partizipa-
tion auch für Menschen mit Behinderungen umzusetzen, die in Werkstätten für behinderte 
Menschen arbeiten, hält der Arbeitskreis die Weiterentwicklung der WfbM im Sinne der 
beim 3. Alternativen Werkstättentag 2006 verabschiedeten „Deutzer Erklärung“ für erfor-
derlich. Der Arbeitskreis hält es für bemerkenswert, dass die in diesem Zusammenhang 
stattfindende öffentliche Diskussion in zunehmendem Maße auf Kernforderungen der 
„Deutzer Erklärung“ hinausläuft. 
 
Darüber hinaus befasste sich der Arbeitskreis mit einem Vorschlagspapier der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für Menschen mit Be-
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hinderungen“ sowie mit dem Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK) 
vom November 2008, wonach die Schaffung von Beschäftigungsalternativen zur Werkstatt 
für behinderte Menschen als wesentliches Element einer Reform der Eingliederungshilfe 
benannt wird. Auch hier sieht der Arbeitskreis Forderungen nach gesetzlichen Regelun-
gen, die von ihm zum Teil schon seit seiner Gründung im Jahre 1992 erhoben werden, 
bestätigt. 
 
Mitglieder des Arbeitskreises bzw. Reinhard Jankuhn als zuständiger Referent in der Ge-
schäftsstelle des bvkm waren im Jahre 2009 bei zahlreichen Veranstaltungen vertreten: 
 
· Erste Fachtagung der Landesarbeitsgemeinschaft Werkstatträte Hamburg (LAG WR 

Hamburg) zum Thema „Die Zukunft der Werkstatt - Unsere Werkstatt der Zukunft“ vom 
4. bis 6. Februar 2009 in Hamburg 

· 2. Teil des Kongresses  der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zum Thema „Was behin-
dert Arbeit?“ am 13. Mai 2009 in Berlin 

· Werkstatträtekonferenz der SPD-Bundestagsfraktion am 17. Juni 2009 in Berlin 
· Kongress der LAG WfbM Hamburg zum Thema „Ist die Werkstatt noch zu retten?“ 

vom 16. bis 18. September 2009 in Hamburg 
 
Einzelne Mitglieder des Arbeitskreises haben an den vom bvkm durchgeführten Fortbil-
dungen für Werkstatträte und Vertrauenspersonen teilgenommen. 
 
 
XI. Öffentlichkeitsarbeit und Publikationen 
 
Als Dach- und Fachverband, als Selbsthilfeorganisation und sozialpolitische Interessens-
vertretung ist die Öffentlichkeitsarbeit für Menschen mit Behinderung sowie deren Familien 
ein wichtiges Arbeitsfeld im Bundesverband. Wir wollen einerseits ein Bild von Behinde-
rung vermitteln, das die Notwendigkeit von Unterstützung durch die Gesellschaft deutlich 
macht; andererseits aber auch das Recht von Menschen mit Behinderung auf Selbstbe-
stimmung und Unabhängigkeit hervorheben. Ziele der Öffentlichkeitsarbeit des Bundes-
verbandes sind:  

- Menschen mit Behinderung über die sie betreffenden Angelegenheiten zu informie-
ren und Kontakte herzustellen, 

- die Öffentlichkeit über die Lebenssituation behinderter Menschen und Familien mit 
behinderten Kindern aufzuklären und für ihre Lebenswelten zu sensibilisieren, 

- durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit positiven Einfluss auf das Zusammenleben von 
behinderten und nichtbehinderten Menschen in unserer Gesellschaft zu nehmen. 

 
Der Bundesverband wird häufig von Journalist/innen um Hintergrundgespräche über politi-
sche Entwicklungen in Bezug auf Behindertenpolitik gebeten und die Pressestelle des 
bvkm wird gern von Medien als Anlaufstelle zur Vermittlung von Kontakten zu Menschen 
mit Behinderung genutzt.  
 
Im Jahr 2009 standen verschiedene Themen im Fokus der Öffentlichkeitsarbeit:  
 
Namensänderung 
Zum Ende des Vorjahres änderte der Bundesverband für Körper- und Mehrfachbehinderte 
e.V. seinen Namen in Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. 
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(bvkm) und bekam ein neues Logo. Zu Jahresbeginn 2009 wurden diese Änderungen 
kommuniziert und die bvkm-Materialien (Flyer, Broschüren, Stellwand) in ihrem Layout 
angepasst.  
 
50 Jahre gemeinsam stark mit Behinderung – Jubiläum des bvkm 
a) Jubiläumsveranstaltung 
Unter dem Motto „Gemeinsam stark mit Behinderung“ feierte der bvkm vom 30. April bis 
zum 2. Mai sein 50-jähriges Bestehen in Berlin. Über 500 Familien mit behinderten Ange-
hörigen und andere Gäste füllten das Programm bestehend aus Eröffnungsfeier, Fachta-
gung, Mitmachprogramm und Geburtstagsfeier mit Leben.  
Die Öffentlichkeitsarbeit zur Veranstaltung umfasste die Erstellung einer Ausschreibung 
incl. Programm und Anmeldeformalitäten, Ankündigungen in den verbandsinternen Medi-
en, die Erstellung eines Programmheftes zur Eröffnungsfeier sowie eine Pressemeldung 
im Nachklang. Darüber hinaus wurden verschiedene Materialien erstellt, wie im Folgenden 
näher beschrieben: 
 
b) Jubiläumsbroschüre 
Im Rückblick auf die Gründung des Bundesverbandes und die 50jährige Vereinsarbeit 
wurde eine 100seitige Broschüre erarbeitet. Informationen zur Historie, zu Menschen, die 
den bvkm geprägt haben, Portraits von Mitgliedsorganisationen, Stimmen zum Fest von 
Prominenten und mit dem Bundesverband in Beziehung stehenden Personen wurden ein-
geholt und in Kooperation mit einer Grafikerin gestaltet. Basistexte zu Themen, die im 
Bundesverband bzw. in der Arbeit mit mehrfachbehinderten Menschen eine Rolle spielen, 
wurden angefragt und eingebunden. Karikaturisten aus der ganzen Welt wurden ange-
fragt, dem bvkm eine Karikatur zum Thema Behinderung zu schenken. Über 100 Karikatu-
ren gingen ein, von denen eine Auswahl in der Jubiläumsbroschüre erschien. 
 
c) DVD zum Jubiläumsmotto „Es ist egal, wie man sich bewegt, entscheidend ist, 
was man bewegt!“ 
Nach positiven Erfahrungen mit einer DVD, welche in vergangenen Jahren zum Thema 
„Wenn ich einmal alt bin“ erstellt wurde, ist die Idee einer Jubiläums-DVD zum o.g. Motto 
umgesetzt worden. Im Anschluss an die Recherche geeigneter Adressen von prominenten 
und nichtprominenten Menschen wurden Fragen formuliert und versendet, um die Antwor-
ten in einem Tonstudio von einer Sprecherin und einem Sprecher vertonen zu lassen und 
als DVD in die Jubiläumsschrift einzufassen.  
 
d) Roll-Ups: Familientagebücher 
An einem Familientagebuch-Wettbewerb im vergangenen Jahr beteiligten sich Familien 
von Menschen mit Behinderung. Ausschnitte aus 12 der Familientagebücher wurden für 
die Gestaltung von Roll-Ups ausgewählt und im Rahmen einer Ausstellung auf der der 
Jubiläumsveranstaltung präsentiert.  
 
e) Das lange Band: Fahnenaktion für Mitgliedsorganisationen 
Als besondere Aktion zum Jubiläum sollte eine Vielzahl von Flaggen gestaltet werden. Ein 
bundesweiter Aufruf an Mitglieder und Freunde des Bundesverbandes brachte über 1000 
Flaggen zusammen, welche das Veranstaltungsgebäude (Kleisthaus) während der Veran-
staltung schmückten und den Zusammenhalt der Mitgliedsorganisationen im Bundesver-
band symbolisierten. 
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Selbsthilfepreis 
Der Bundesverband schrieb zum zweiten Mal den Selbsthilfepreis aus, der im Rahmen der 
50-Jahr-Feierlichkeiten im Mai 2009 in Berlin vergeben wurde. Mit dem Preis werden Ini-
tiativen und Aktivitäten ausgezeichnet, die beispielgebend und anregend sind für die 
Selbstvertretung und Selbsthilfe behinderter Menschen und von Familien mit behinderten 
Kindern. Nach der Ausschreibung im Jahr 2008 fielen im Jahr 2009 die Auswertung der 
Einsendungen, die Organisation und Durchführung der Jurysitzung und Preisverleihung 
sowie der Erstellung und des Layouts einer Pressemappe an. 
 
REHA-Care-Messe 
Der Bundesverband beteiligte sich im Oktober 2009 an der REHA-Care-Messe in Düssel-
dorf. Der Messestand, auf dem u.a. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des bvkm für Bera-
tungsfragen etc. zur Verfügung standen, lockte zahlreiche Besucher/innen an. Auch prä-
sentierte sich der Eigenverlag des bvkm mit seinem Verlagsprogramm und weiteren Publi-
kationen. Der Stand war gut besucht, neue Fördermitglieder konnten gewonnen werden.  
 
Rundschreiben „bvkm.aktuell“ 
Das Rundschreiben „bvkm. aktuell“ erscheint circa alle zwei Monate und wendet sich an 
die leitenden ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiter/innen aus den Mitgliedsorganisatio-
nen, Einrichtungen und Landesverbänden. Auf rund 30 Seiten finden die Entscheidungs-
träger aktuelle und umfassende Hinweise auf sozialpolitische Entwicklungen, Fort- und 
Weiterbildungsangebote und Praktisches, Wissenswertes und Hilfreiches für die Arbeit vor 
Ort. Ein umfangreicher Pressespiegel informiert die einzelnen Mitgliedsorganisationen und 
Einrichtungen über die Arbeit der übrigen Verbandsmitglieder – eine Möglichkeit, Anre-
gungen und nachahmenswerte Ideen zu vermitteln. Im Mittelpunkt steht der Servicecha-
rakter für die Organisationen. Sehr häufig werden einzelne Informationen aus dem Rund-
schreiben in die eigenen Veröffentlichungen der Mitgliedsorganisationen übertragen, um 
sie allen Mitgliedsfamilien vor Ort zugänglich zu machen. Das Rundschreiben ist auch im 
Internet als PDF-Datei zu finden. Die Sammlung aller Ausgaben, die im Internet vorgehal-
ten wird, ist eine wichtige Informationsquelle für ein breites Spektrum von Themen. Auch 
hier wurde ein Register erstellt. Die Broschüre wird in einer Auflage von 440 Exemplaren 
in gedruckter Form herausgegeben. Sie erschien 2009 in einem neuen Erscheinungsbild, 
das dem neuen Namen und der neuen Erscheinungsform des bvkm entspricht.  
 
Pressemeldungen 
 
Über einen ständig wachsenden Presseverteier sendet der bvkm in regelmäßigen Abstän-
den wichtige Informationen an Mitgliedsorganisationen, Presse und Rundfunk, Kontakt-
verbände und weitere Personen, die sich für gesetzliche Neuerungen, Neuerscheinungen 
oder Ausschreibungen etc. interessieren. Im Jahr 2009 wurden in Form von elektronischen 
Pressemeldungen folgende Themen kommuniziert:  
 

· Bezugsmöglichkeit des neuen Steuermerkblatts 
· Gesetzliche Neuerungen in Bezug auf das Thema Versorgung mit Inkontinenzhilfen 
· Gesetzliche Neuerungen in Bezug auf das Thema Kindergeld 
· Ausschreibung eines Geschichtenwettbewerbes für Frauen und Männer mit Behin-

derung 
· GewinnerInnen des Selbsthilfepreises 
· Neuerscheinung des Buches „Begleiten – Trauern – Abschied nehmen“ 
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· Neuerscheinung des Buches „Schmerz bei Menschen mit schweren und mehrfa-
chen Behinderungen“ 

· Jubiläumsveranstaltung des bvkm: „50 Jahre gemeinsam stark mit Behinderung“ 
· Ankündigung der bvkm-Tagung „UN-Konvention und Schule“  
· Ankündigung der 6. Deutschen Boccia-Meisterschaften des bvkm 

 
Broschüren und Informationsmaterial 
Den Servicebroschüren des Bundesverbandes kommt innerhalb der Öffentlichkeitsarbeit 
ein besonderer Stellenwert zu. Viele Eltern, Betroffene und Fachleute greifen auf diese 
Informationen zurück. Der Bundesverband ist bestrebt, die Broschüren ständig auf den 
neuesten Stand zu bringen und aktuelle Fakten und Informationen einzubeziehen.  
Die Aktualisierung bzw. Neuauflage der Broschüren „Steuermerkblatt“ und „Veranstal-
tungskalender“ wurde in 2009 getätigt und kommuniziert.  
 
www.bvkm.de 
 
Die Internetseite des Bundesverbandes www.bvkm.de wird sehr häufig und vielfach ge-
nutzt. Am meisten besucht wird der Bereich Recht, daneben der Verlag, die verschiede-
nen Downloadbereiche sowie die Rubrik Ortsvereine. Inzwischen ist der barrierefreie In-
ternetauftritt des Bundesverbandes einer der wichtigsten (Erst)-Informationsquellen für 
Mitglieder, Mitgliedsorganisationen und Menschen, die sich z. B. über Strukturen und Ar-
beitsgebiete des Bundesverbandes informieren oder sich über rechtliche Fragen rund um 
das Thema Behinderung einen Überblick verschaffen möchten. Ergeben sich Fragen, 
können sich Besucher/innen über ein Kontaktformular an den Bundesverband wenden. 
Diese Fragen werden durch telefonische, persönliche und/oder schriftliche Beratung und 
Kontaktaufnahme weiterverfolgt. Im Internet-Forum gibt es Möglichkeiten zum Austausch 
über persönliche und sachliche Fragen.  
 
Inzwischen stehen die meisten wichtigen Broschüren des Bundesverbandes zum Down-
load auf der bvkm.de-Internetseite zur Verfügung: das Steuermerkblatt, das Verlagsver-
zeichnis, der Veranstaltungskalender, die Broschüre „Mein Kind ist behindert – diese Hil-
fen gibt es“, Das Persönliche Budget, das Versicherungsmerkblatt etc. Die Einrichtung des 
Warenkorbes für Verlagserzeugnisse hat sich bewährt. Im Jahr 2009 traf sich regelmäßig 
eine Gruppe von MitarbeiterInnen des bvkm, um über eine Neugestaltung der Internetseite 
zu beraten. Die Ideen werden im Folgejahr technisch umgesetzt. 
 
verlag selbstbestimmtes leben 
 
Der „verlag selbstbestimmtes leben“ vergrößert jedes Jahr kontinuierlich sein Sortiment. 
Inzwischen liegen über 80 Veröffentlichungen vor, die Eltern behinderter Kinder, Men-
schen mit Behinderung und Fachkräfte in unterschiedlichsten (Lebens-) Bereichen unter-
stützen. Die Broschürenserie „Kinder mit cerebralen Bewegungsstörungen“ dient als Erst-
information und Orientierungshilfe für Eltern behinderter Kinder und Interessierte, die sich 
in dieses Gebiet einlesen möchten. Die Fachbücher (weiße und blaue Serie) steigen tiefer 
in die Materien ein und behandeln Themen rund um das Thema Behinderung wie z. B. 
den Bereich Pflege, Unterstützte Kommunikation, Förderung und Therapie, Leben - Woh-
nen - Arbeiten oder Pränataldiagnostik und Ethik. Darüber hinaus bietet der Verlag eine 
Reihe von (Rechts-) Ratgebern an. Alle Veröffentlichungen sind verständlich geschrieben, 
so dass sie in der Regel auch von Nichtfachleuten nachvollziehbar sind und/oder auch von 
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benachbarten Berufsgruppen die fachbezogenen Themen und Fachbücher verstanden 
werden können. 
 
Im Jahr 2009 wurden herausgegeben:  
 
Nicola J. Maier-Michalitsch (Hrsg.): Leben pur – Schmerz bei Menschen mit schwe-
ren und mehrfachen Behinderungen 
Durch zahlreiche Beiträge wird das Thema interdisziplinär aus verschiedenen Blickwin-
keln (Medizin, Psychologie, Sonderpädagogik, Theologie, Therapie sowie von Eltern und 
betroffenen Menschen) umfassend dargestellt. 
Grundwissen zur Vielseitigkeit des Schmerzes wird vermittelt, neue Lösungsansätze zum 
Erkennen und Bewältigen von Schmerzen werden vorgestellt. Auch der Zusammenhang 
der Ernährung (z.B. über eine Sonde) und der Kommunikation mit dem Schmerz werden 
thematisiert. Von sonderpädagogischer Seite wird der Körper und der Schmerz erkundet 
und aus theologischer Sicht der Umgang mit Schmerz und Leid dargestellt. Am Beispiel 
von konventionellen und komplementären therapeutischen Konzepten zur Beeinflussung 
des Schmerzes wird ein Einblick in praktische Hilfestellungen zur Entlastung gegeben.  
 
Aktualisierung und Neuauflage der Broschüren Kinder mit cerebralen Bewegungs-
störungen I und II, Hille Viebrock (Hrsg.) 
Die Schriften „Kinder mit cerebralen Bewegungsstörungen“ sind grundlegende Lektüre für 
Familien, in denen ein Kind mit entsprechender Behinderung lebt bzw. erwartet wird. Die 
ersten beiden Bände der Schriftenreihe wurden im Jahr 2009 neu konzipiert, um neue 
AutorInnen erweitert und neu aufgelegt. 
 
Band I – Eine Einführung trägt aus der Sicht verschiedener AutorInnen Informationen 
aus unterschiedlichen Fachrichtungen zusammen. So werden die Themenbereiche 
• Ursache und Formen einer Cerebralen Bewegungsstörung 
• Entwicklung mit dem Schwerpunkt Sprachentwicklung 
• Lebensveränderungen und ihre Bewältigung 
• Unterstützungs- und Förderangebote 
• Hilfesystem, Leistungen 
erläutert. Sie geben einen Überblick und erste Informationen.  

 
Band II – Förderung, Therapie und Beratung bietet eine Übersicht fachlicher Unterstüt-
zungsangebote. Es werden Informationen zur pädagogisch-psychologischen Förderung, 
zu verschiedenen Therapieformen und ihren Konzepten sowie zur ärztlichen Diagnose 
und Begleitung gegeben. Sie bilden aus der Fülle der Angebote eine Auswahl und dienen 
zum einen der Orientierung und zum anderen der Unterstützung der Kompetenz der El-
tern.  
Die beiden Ausgaben bieten zudem ein Glossar mit wichtigen Fachbegriffen und Erläute-
rungen. 
 
Segel setzen. Aufbruch zum selbstbestimmten Ruhestand von Menschen mit Be-
hinderung 
Menschen mit Behinderung profitieren von einer guten medizinischen und psychosozialen 
Versorgung und einer besseren Lebensqualität: Viele erreichen das Ruhestandsalter und 
stellen sich und ihren Begleitern die Frage, wie sie ihren Ruhestand gestalten können. Mit 
dieser Frage hat sich auch das gerade abgeschlossene Projekt „Den Ruhestand gestalten 
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lernen“ beschäftigt. Gemeinsam mit älteren Menschen mit Behinderung und ihren Beglei-
tern wurden wegweisende Praxiserfahrungen eines selbstbestimmt gestalteten Ruhe-
stands erkundet und ihre Wünsche, Erwartungen und Perspektiven im Hinblick auf den 
Ruhestand in Erfahrung gebracht. Die Ergebnisse dieser Suche werden in einem Praxis-
handbuch mit dem Titel „Segel setzen - Aufbruch zum selbstbestimmten Ruhestand von 
Menschen mit Behinderung“ vorgestellt. Das Handbuch will allen - Menschen mit Behinde-
rung, Mitarbeitern und Institutionen der Behindertenhilfe - Anregungen, Orientierungshilfen 
und Informationen über wegweisende Erfahrungen bei der Gestaltung des Ruhestandes 
geben. Es will vor allem zeigen, dass der Ruhestand vielfältige Chancen für ein selbstbe-
stimmtes Leben eröffnet, wenn die Rahmenbedingungen entsprechend gestaltet werden. 
In Form von Modellen guter Praxis werden dazu Perspektiven eröffnet. 
 
Fachausschuss Konduktive Förderung (Hrsg.) Konduktive Förderung (Aktualisierte 
Neuauflage) 
In Zusammenarbeit mit dem Fachausschuss Konduktive Förderung wurde die „Integration 
Konduktiver Förderung in das Rehabilitations- und Bildungssystem für Menschen mit Be-
hinderung in Deutschland“ erarbeitet und veröffentlicht. Die Broschüre wurde im Jahr 2009 
überarbeitet und neu aufgelegt. 
 
 
XII. DAS BAND 
 
Die Zeitschrift DAS BAND ist ein zentrales Bindeglied zwischen dem Bundesverband und 
seinen Mitgliedern. DAS BAND versteht sich als eine Mischung aus Elternzeitschrift, Fo-
rum und Betroffenenmagazin. Es verbindet, informiert, stärkt und greift Themen auf, die in 
der allgemeinen Diskussion stehen oder für Menschen mit Behinderung von besonderer 
Bedeutung sind. Ziel der Zeitschrift ist es u. a., Eltern und Betroffene über diese Diskussi-
onen, Entwicklungen, Tendenzen und wissenschaftlichen Erkenntnisse umfassend zu in-
formieren und auf diese Weise ihre Kompetenzen zu stärken.  
 
Fest etabliert hat sich die Erscheinungsweise von sechs Ausgaben pro Jahr. Der Umfang 
der Hefte belief sich 2009 auf jeweils 32 Seiten plus Umschlag. Zu den nach wie vor wich-
tigsten Merkmalen von DAS BAND gehört die Zusammenstellung eines Themenschwer-
punktes. Die Redaktion hat sich auch 2009 zum Ziel gesetzt, durch die Auswahl der sechs 
Jahresschwerpunkte eine möglichst große Bandbreite der Lebenswelten und Lebensab-
schnitte behinderter Menschen und ihrer Familien darzustellen.  
 
Folgende Themen wurden im Jahr 2009 für die Leserinnen und Leser aufbereitet:  
 
„Blick zurück – Blick nach vorn“ (1/2009):  
Im Mittelpunkt dieses Themenheftes stand der Umgang mit der eigenen Biografie. Die Au-
torinnen und Autoren stellten Möglichkeiten vor, wie Eltern, Angehörige und Betreuungs-
kräfte ganz praktisch die Geschichte und Biografie behinderter Menschen sichern können. 
Am Beispiel der „Persönlichen Zukunftsplanung im Unterstützerkreis“ wurde außerdem 
gezeigt, wie aus dem Rückblick heraus mit Hilfe eines Unterstützerkreises neue Perspek-
tiven entwickelt und umgesetzt werden können.  
 
„Geschwister“ (2/2009):  



 43 

Das Themenheft „Geschwister“ ging der Frage nach, wie es nicht behinderten Geschwis-
terkindern innerhalb des Familiensystems geht, wie ihr Leben durch das Zusammenleben 
mit einem behinderten Geschwisterkind beeinflusst wird und wie sie es schaffen können, 
den eigenen Lebensweg zu finden. Es wurde herausgearbeitet, was in ihrem Leben an-
ders als im Leben von Menschen mit nichtbehinderten Geschwistern verläuft, wo etwaige 
Problemfelder liegen (können) und dargestellt, welche Unterstützungsmöglichkeiten es für 
sie gibt. 
 
„Wahljahr 2009“ (3/2009):  
Europawahl, Landtagswahlen, Bundestagswahlen. Das Jahr 2009 war in vielerlei Hinsicht 
ein „Superwahljahr“. Aus diesem Anlass hat sich der bvkm in der Juni-Ausgabe von DAS 
BAND intensiv mit dem Wahljahr 2009 beschäftigt. Im Blickfeld stand u. a. die Frage, wel-
che Möglichkeiten Menschen mit Behinderung haben, sich auf diese Wahlen vorzuberei-
ten (z. B. mit Hilfe von Materialien in einfacher Sprache). Andererseits sollten Eltern und 
MultiplikatorInnen Anregungen erhalten, wie sie ihre behinderten Angehörigen bei der 
Vorbereitung sinnvoll unterstützen können (z. B. Seminare mit Probewahlen, Wahl-O-Mat 
(BpB), etc.). Der Themenschwerpunkt ging zudem darauf ein, wie man Menschen mit Be-
hinderung politische Zusammenhänge generell verständlicher machen kann und welche 
Möglichkeiten es gibt, sich in demokratische Prozesse einzubringen (Stichwort: Politische 
Bildung).  
 
„Schmerzen“ (4/2009):  
Für viele Menschen mit Behinderung sind Schmerzen Alltag und ständige, kräftezehrende 
Begleiter. In diesem Themenheft wurden wissenswerte Fachinformationen, Adressen und 
Hinweise rund um das Thema „Schmerz“ zusammengetragen.  
 
„Was war? Was ist? Was wird? 50 Jahre BVKM“ (5/2009):  
Die 48-seitige Oktober-Ausgabe von DAS BAND stand ganz im Zeichen des 50. Geburts-
tags des Bundesverbandes für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e. V. Neben 
einem Rückblick auf fünf Jahrzehnte Verbandsarbeit wurden auch die Kernthemen vorge-
stellt, die den Bundesverband in den 50 Jahren seines Bestehens bewegt haben bzw. die 
von ihm angestoßen und bewegt wurden.  
 
„Glück kann man teilen – Sorgen auch! (6/2009):  
Zum Abschluss seines Jubiläums-Jahres hat der bvkm in der Dezember-Ausgabe von 
DAS BAND Auszüge aus den Einsendungen des Wettbewerbs „Glück kann man teilen – 
Sorgen auch!“ veröffentlicht. Familien konnte über einen gewissen Zeitraum Tagebuch 
führen und so den Alltag mit einem behinderten Familienangehörigen dokumentieren. Be-
bildert mit Porträts des Kölner Fotografen Michael Bause, wurden acht Familien vorge-
stellt. Die Leserinnen und Leser konnten auf Wunsch eine PDF mit den vollständigen, un-
gekürzten Texten bei der Redaktion anfordern.  
 
Ratgebermaterial  
Umfassendes Hintergrundmaterial (Literaturtipps, Adressen, Finanzierungswege, Bera-
tungsstellen) gab den Leserinnen und Lesern von DAS BAND auch 2009 die Möglichkeit, 
sich einen Überblick über Beratungsangebote, etc. zu verschaffen.  
 
Zu den wichtigen und als sehr positiv wahrgenommenen Serviceleistungen der Zeitschrift 
zählte die Veröffentlichung diverser Ratgeberbroschüren des Bundesverbandes bzw. die 
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regelmäßige Erläuterung rechtlicher und sozialpolitischer Sachverhalte. Zu den „Klassi-
kern“ unter den Ratgebern in DAS BAND gehört die jährliche Veröffentlichung des aktuali-
sierten und überarbeiteten Steuermerkblattes für Familien mit behinderten Kindern. Nach 
wie vor wichtig ist für die Leserinnen und Leser die Rubrik „Termine und Kontakte“.  
 
 
XIII. Aktion Mensch 
 
Eine lebendige Förderorganisation steht vor der ständigen Aufgabe, sich gesellschaftli-
chen Herausforderungen zu stellen, auf Veränderungen im Arbeitsfeld zu reagieren und 
sich weiterzuentwickeln. Auch in einer sehr erfolgreichen Förderorganisation sind die zur 
Verteilung kommenden Mittel begrenzt. Sie hat daher die Aufgabe ihre Wirksamkeit zu 
überprüfen und neue Prioritäten zu setzen. Die Aktion Mensch ist eine lebendige und er-
folgreiche Förderorganisation. Deshalb hat sie im letzten Jahr sehr intensiv an der Weiter-
entwicklung ihrer Förderung gearbeitet. Handlungsleitend dabei waren 

· die Bewahrung der Verlässlichkeit (auf die Aktion Mensch kann man bauen), 
· der Abbau von Wartezeiten bis zur Vorlage der Anträge im Kuratorium, 
· die Schaffung neuer Handlungsspielräume und 
· die Vereinfachung des Richtlinienwerkes. 

 
In den letzten Jahren waren die Richtlinien bedingt durch eine Erweiterung und Ausdiffe-
renzierung der Förderung immer umfangreicher geworden. Es gab daher schon lange Be-
strebungen, die Richtlinien zu überarbeiten, übersichtlicher zu gestalten und durch eine 
tabellarische Darstellung des Förderspektrums mit den jeweiligen Förderhöhen zu ergän-
zen. Die geplante Richtlinienänderung wurde nun aber auch dazu genutzt, die deutlich 
gestiegene Nachfrage nach Förderung mit den verfügbaren Mitteln in Einklang zu bringen. 
Mittelfristiges Ziel ist es dabei, keine oder nur geringe Wartezeiten bis zur Entscheidung 
über einen Förderantrag zu erreichen. Durch Einschränkungen in Teilbereichen sollen Mit-
tel freigesetzt werden, um konzeptionelle Weiterentwicklungen der Behindertenhilfe und 
innovative Ansätze bei den freien Trägern noch wirksamer als bisher unterstützen zu kön-
nen. Dabei wird sich die Förderung zukünftig an den Maßstäben der UN-Konvention orien-
tieren. Das bedeutet, dass die Förderung auf Integration und Inklusion statt auf den Auf-
bau von Sondereinrichtungen ausgerichtet ist. Daher sollen zukünftig der Aufbau von am-
bulanten gemeindeintegrierten Angeboten und subjektbezogene Konzepte vorrangig ge-
fördert werden. Die Richtlinienänderung wurde maßgeblich durch die Zusammenarbeit 
zwischen den im Kuratorium vertretenen Verbände, zu denen auch der bvkm gehört, und 
der Geschäftsstelle der Aktion Mensch vorbereitet. Der Ausschuss „Förderpolitik“, der die 
Entscheidungen des Kuratoriums vorbereitet, wird vom Geschäftsführer des bvkm, Norbert 
Müller-Fehling, geleitet. ER sitzt darüber hinaus im Kuratorium der Aktion Mensch und ver-
tritt dort insbesondere die Anträge aus dem Mitgliederbereich des bvkm. 
 
Auf der Ebene der Antragsbearbeitung wurde die Zusammenarbeit durch die Einführung 
des Antragsverwaltungssystems Aktion Mensch – kurz AVSAM genannt – deutlich erleich-
tert. Viele Unterlagen sind nun online verfügbar und können von allen an der Antragsbear-
beitung Beteiligten eingesehen werden. Der Austausch von Daten, das Nachreichen von 
Unterlagen können nun auf direktem Weg erfolgen. Dies gilt auch in der Zusammenarbeit 
mit den Antragstellern. Sie können durch das Online-Antragssystem erkennen, ob Ände-
rungen an ihrem Antrag vorgenommen wurden und sie sehen, wie weit die Bearbeitung 
ihres Antrags fortgeschritten ist. Leider ist die einfachere Bearbeitung der Anträge nicht 
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gleichbedeutend mit einer schnelleren Bewilligung. Diese ist abhängig von den zur Verfü-
gung stehenden Geldern. Zwar sind diese in den letzten Jahren stetig angestiegen sind, 
so dass das Fördervolumen im letzten Jahr einen erneuten Höchststand erreicht hat, das 
Antragsvolumen ist in der gleichen Zeit noch stärker angestiegen, so dass es auch zu im-
mer längeren Wartezeiten kommt bis die Anträge dem Kuratorium zur Bewilligung vorge-
legt werden können. Durch die zum 01.01.2010 eingeführten Richtlinien soll sich dies zu-
künftig ändern. 
 
7,5 Mio. € für Mitgliedsorganisationen des bvkm - Förderung erreicht erneut einen 
Höchststand 
Mit Zuschüssen von 7,5 Mio. € - das sind fast zwei Millionen Euro mehr als im Vorjahr – 
konnten allein im Mitgliederbereich des bvkm 116 Vorhaben und 371 Ferienmaßnahmen 
durch die Aktion Mensch unterstützt werden. Etwas mehr als die Hälfte der Zuschüsse 
floss in Investitionen. Hier wurden 40 Neu- und Umbaumaßnahmen sowie die Anschaffung 
von Inventar und Spiel- und Fördermaterial mit 3,87 Mio. € gefördert. Die Zuschüsse im 
Bereich „Investitionen“ wurden für ambulante und stationären Wohnangebote, für Schulen 
und Kindergärten, Frühfördereinrichtungen sowie den Aufbau von Integrationsbetrieben 
zur Schaffung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen von Menschen mit Behin-
derung gewährt. Die geförderten Kindertagesstätten arbeiten in der Regel integrativ und 
bauen ihre Angebote für den Bereich der Kinder unter drei Jahren aus. Die neu errichteten 
Schulen sorgen für eine dezentrale und damit wohnortnahe Beschulung der Kinder und 
Jugendlichen. Damit wird dem Wunsch der Eltern, ihren Kindern lange Schulwege oder 
Internatsaufenthalte zu ersparen, Rechnung getragen. Weitere Zuschüsse in Höhe von 
rund € 500.000 wurden für die Anschaffung von 13 Fahrzeugen gewährt. Diese Fahrzeuge 
werden im Rahmen von Freizeitangeboten von Familienunterstützenden Diensten genutzt 
oder stellen die notwendige Mobilität von Menschen mit Behinderung, die in Wohneinrich-
tungen leben, sicher. 
 
Nach den Investitionen nimmt die Förderung von Starthilfen einen breiten Raum ein. Hier 
wurde der Aufbau von 34 ambulanten Diensten mit mehr als 1,5 Mio. € gefördert. Ob Früh-
förderstelle, Familienunterstützender Dienst, Ambulant Betreutes Wohnen, Beratungsstel-
len oder Dienste zur Sozialmedizinischen Nachsorge – die Mitgliedsorganisationen des 
Bundesverbandes nutzten das gesamte Förderspektrum der Aktion Mensch im Bereich 
der Starthilfen aus. Zum Aufbau von neuen Diensten konnten bislang in diesem Bereich 
Zuschüsse über einen Gesamtzeitraum von fünf bzw. drei Jahren beantragt werden. Der 
Fördersatz verringert sich von Jahr zu Jahr von zunächst 80 % bis auf 50 %. Mit der Richt-
linienänderung wurde der Förderzeitraum nun auf vier Jahre verkürzt. Erfreulich ist, dass 
auch in 2009 alle Dienste, deren Starthilfeförderung auslief, Möglichkeiten der Anschluss-
finanzierung gefunden haben.  
 
Zuwächse gibt es auch im Bereich der Projektförderung. Hierunter sind Projekten zur Ge-
winnung von Ehrenamtlichen, der Gemeinwesenarbeit, der Integration und Inklusion auch 
der Bereich Sport, Bildung, Kunst und Kultur sowie Aufklärung zusammengefasst. Es wur-
den 26 Vorhaben mit insgesamt rund € 500.000 gefördert. Auch im Bereich der Schaffung 
von Arbeitsplätzen für Menschen mit Behinderung oder der Unterstützung und Begleitung 
von jungen Menschen mit Behinderung beim Übergang von der Schule in den Beruf sind 
die Mitgliedsorganisationen aktiv. Drei Projekte wurden in diesem Förderprogramm mit 
über 600.000 € unterstützt. 
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Abgerundet wird die Förderung der Aktion Mensch durch die Bezuschussung von Ferien-
maßnahmen. Die Bezuschussung erfolgt pauschal aufgrund der Anzahl der benötigten 
Betreuungskräfte für die behinderten Menschen. Aufgrund der Vielzahl von Anträgen wur-
den die Förderbedingungen in den letzten Jahren mehrfach angepasst. Dennoch stellt die 
Förderung sicher, dass auch weiterhin Ferienmaßnahmen für behinderte Menschen zu 
einem Preis durchgeführt werden können, der auch einkommensschwachen Familien eine 
Teilnahme ermöglicht. Durch die Vielzahl der Anträge kam es in den letzten Jahren zu 
Engpässen bei der Bearbeitung. Dies hat dazu geführt, dass in 2009 noch viele „Altanträ-
ge“ zur Bewilligung vorgelegt wurden. Daher wurden im Jahr 2009 noch 100 Ferienanträ-
ge aus dem Vorjahr und weitere 271 aus dem laufenden Jahr mit einem Zuschussvolumen 
von 468.000 € bewilligt.  
 
Stiftung Deutsche Behindertenhilfe 
Ergänzend zu Zuschüssen der Aktion Mensch können bei Investitionsvorhaben auch Zins-
zuschüsse für Kapitalmarktdarlehen beantragt und gewährt werden. Die Zinszuschüsse 
werden von der Stiftung Deutsche Behindertenhilfe – einer Tochter der Aktion Mensch – 
gewährt. Hier konnten in 2009 wiederum neun Bauvorhaben mit Zinszuschüssen für Kapi-
talmarktdarlehen in Höhe von ca. 2,6 Mio. € gefördert werden. Die Zinszuschüsse fließen 
vielfach in Investitionsvorhaben, die auch mit einem Zuschuss gefördert wurden. Zukünftig 
wird dies im Bereich Wohnen nicht mehr möglich sein, da die Antragsteller hier zwischen 
einem Zuschuss oder einem Zinszuschuss wählen müssen. Eine gleichzeitige Förderung 
ist durch die Richtlinienänderung ausgeschlossen. 
 
 
XIV. Zusammenarbeit mit anderen Verbänden 
 
An der Schnittstelle zwischen Selbsthilfeorganisation und Trägerverband kommt dem 
Bundesverband eine besondere Rolle zu. Neben themenbezogenen Kooperationen mit 
einzelnen Verbänden arbeitet der Bundesverband regelmäßig in den Gremien und Aus-
schüssen des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes und der Bundesarbeitsge-
meinschaft Selbsthilfe mit. Der Bundesverband ist durch seine Vorstandsmitglieder im Fo-
rum chronisch kranker und behinderter Menschen und im Arbeitsausschuss des Deut-
schen Behindertenrates vertreten.  
 
Maßgeblich beteiligte sich der bvkm an der Gründung und am Aufbau des Bundeskompe-
tenzzentrums Barrierefreiheit. Das BKB Bundeskompetenzzentrum Barrierefreiheit e.V. ist 
ein Zweckverband von derzeit 15 bundesweit tätigen Sozial- und Behindertenverbänden. 
Sein Ziel ist die Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG), insbesondere 
die Herstellung von Barrierefreiheit. Das BKB unterstützt, konkrete Lösungen für eine bar-
rierefreie Umweltgestaltung zu entwickeln und diese in Zielvereinbarungen und Program-
men sowie mittels weiterer durch den Gesetzgeber vorgegebener Instrumente festzuhal-
ten. Es entsteht eine Anlaufstelle, die fachliche, organisatorische und juristische Hilfe bie-
tet. Den fachlichen Input liefern vorhandene Projekte und Experteninstitutionen. Vom BKB 
werden Öffentlichkeitsarbeit, Sensibilisierungs- und Qualifizierungsaufgaben koordiniert 
und durchgeführt. 
Der Vorsitzende des bvkm hat ein Vorstandsamt im BKB übernommen. 
 
Fünf Fachverbände 
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Seit dem Ende des Jahres 2004 gehört der Bundesverband zum Kreis der Kontaktge-
sprächsverbände. Unter Wahrung der Eigenständigkeit erfolgt die Zusammenarbeit dort, 
wo inhaltliche Gemeinsamkeiten bestehen und gemeinsames Tätigwerden sinnvoll ist.  
 
Im Rahmen der beiden jährlichen Kontaktgespräche werden die Linien gemeinsamer fach- 
und sozialpolitischer Arbeit der Verbände im Jahre 2009 abgestimmt. Das 59. Kontaktge-
spräch fand im März 2009 in Frankfurt/Oder statt. Im Mittelpunkt der Beratungen standen 
die durch die ASMK-Beschlüsse in Gang gesetzte Weiterentwicklung der Eingliederungs-
hilfe, die Reform der Pflegeversicherung und die Umsetzung der UN-Konvention. Die 
Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise auf die Sozialleistungen insbesondere im 
Bereich der Behindertenhilfe waren Gegenstand des abendlichen Gesprächs der Vertrete-
rinnen und Vertreter der Kontaktgesprächsverbände mit dem Brandenburgischen Wirt-
schaftsminister Junghanns.  
 
Das 60. Kontaktgespräch fand Ende Oktober 2009 in der Dorfgemeinschaft Tennental in 
Deckenpfronn statt. Gemeinsam mit den Vorstandsmitgliedern der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Ausbildungsstätten für Heilerziehungspflege und Heilerziehung in Deutschland 
e.V. wurde die Notwendigkeit erörtert, das Berufsbild und Kompetenzprofil der Heilerzie-
hungspflege weiterzuentwickeln. Heilerziehungspflegerinnen und –pfleger stellen inzwi-
schen die wichtigste Berufsgruppe in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung, insbeson-
dere in der Wohn- und Alltagsbegleitung, dar. Die Notwendigkeit zur Weiterentwicklung 
und Anpassung des Berufsbildes wurde von allen Beteiligten gesehen. Einigkeit bestand 
auch darin, dass das Kompetenzprofile in der jetzigen Breite, mit einer deutlichen sozialen 
und pädagogischen Ausrichtung erhalten bleiben müssen und nicht zugunsten einer Quali-
fizierung zur anerkannten Pflegefachkraft nicht verkürzt werden dürfen.  
 
Arbeitskreis Behindertenrecht 
In diesem Gremium der fünf Fachverbände, das in der Regel einmal im Monat tagt, wer-
den aktuelle sozialpolitische Themen erörtert und Informationen zu Fragen des Behinder-
tenrechts ausgetauscht. Gegenstand der Diskussionen im Arbeitskreis waren im Jahre 
2009 insbesondere die Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für behinderte Men-
schen, der Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Konvention und die 
Auswirkungen eines neuen erweiterten Pflegebedürftigkeitsbegriffs auf die Eingliede-
rungshilfe. Informationen, Analyse, Kritik zum Vorschlagspapier der 85. Konferenz der Ar-
beits- und Sozialminister der Bundesländer (ASMK) waren Gegenstand eines Fachtages, 
den die Fachverbände im März 2009 in Berlin veranstalteten. 
 
Arbeitskreis Gesundheitspolitik 
Hier stehen Fragen der Gesundheitspolitik und der Gesundheitsversorgung behinderter 
Menschen im Mittelpunkt der Beratungen. Hervorzuheben ist ein inzwischen institutionali-
sierter Meinungs- und Erfahrungsaustausch mit dem Vorsitzenden des Gemeinsamen 
Bundesausschusses. Bei dem Treffen in einer Berliner Einrichtung aus dem Verbandsbe-
reich des BEB wurden die konkreten Auswirkungen der Leistungseinschränkungen im 
Gesundheitsbereich, insbesondere im Bezug auf die Leistungsausschlüsse, die häusliche 
Krankenpflege in betreuten Wohneinrichtungen, Arzneimittel sowie die Heil- und Hilfsmit-
telversorgung, insbesondere für Kinder- und Jugendliche mit sehr schweren Behinderun-
gen, thematisiert und verdeutlicht. Darüber hinaus befasste sich der AK Gesundheitspolitik 
u. a. mit der medizinischen Versorgung im Gemeinwesen und der besonderen Situation 
von Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen im Krankenhaus. 
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Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge 
Fachausschuss Rehabilitation und Teilhabe 
Durch seine Mitarbeit in den Fachausschüssen und Arbeitsgruppen des Deutschen Ver-
eins für öffentliche und private Fürsorge kommt der Bundesverband regelmäßig mit Vertre-
terinnen und Vertretern der Sozialleistungsträger, der Bundesländer, der Städte, Kreise 
und Gemeinden und der Bundesministerien zusammen. Auch hier wurde die Tagesord-
nung von den aktuellen sozialpolitischen Themen des Jahres 2009 bestimmt. Eine Ar-
beitsgruppe befasste sich mit den Auswirkungen des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
auf die Abgrenzungsproblematik von Eingliederungshilfe und Pflege. 
 
 
XV. Vorstand, Bundesausschuss und Geschäftsstelle 
 
Der Vorstand des Bundesverbandes traf sich 2009 unter dem Vorsitz von Aribert Rei-
mann in der 2006 gewählten Zusammensetzung fünf Mal zu zweitägigen Vorstandssitzun-
gen und zu einer dreitägigen Vorstandsklausur im Juni in Neumünster in Schleswig-
Holstein. Die erste Jahreshälfte wurde wesentlich von den Vorbereitungen, der Durchfüh-
rung und der Reflexion der Jubiläumsaktivitäten bestimmt. In der zweiten Jahreshälfte 
stand die Auseinandersetzung mit der UN-Behindertenrechtskonvention und hier insbe-
sondere die Inklusive Schule mit Mittelpunkt der Vorstandsberatungen. Auf der Vorstands-
klausur wurden die Entwicklung eines Leitbildes für den Bundesverband diskutiert und 
Fragen der Verbandsentwicklung mit der Schwerpunktsetzung der Selbsthilfe und Selbst-
vertretung von Eltern behinderter Kinder und die Ausrichtung als Familienorganisation er-
örtert. Ein zentrales Anliegen des Vorstandes ist es, die Impulse der Initiative zur Stärkung 
der Selbsthilfe aufzugreifen und zu einem festen Bestandteil der Verbandsentwicklung auf 
allen Ebenen des Bundesverbandes zu machen. 
 
Der Bundesausschuss, die Ländervertretung des Bundesverbandes, begleitete und kon-
trollierte unter seinem Vorsitzenden Rainer Blum aus dem Saarland die Arbeit des Bun-
desvorstandes und der Geschäftsstelle. Der Bundesausschuss traf sich zu zwei Sitzungen 
in Kassel und in Saarbrücken. Der Bundesausschuss begleitete die Jubiläumsaktivitäten, 
stimmte der Neuaufnahme von Mitgliedsorganisationen zu, genehmigte den Haushalt 
2009 und den Jahresabschluss 2008 des Bundesverbandes und entlastete den Vorstand 
für das Geschäftsjahr 2008. Für die Wahl zum Bundesvorstand im Oktober 2010 berief der 
Bundesausschuss einen Wahlvorstand. 
 
Inhaltlich befasste sich der Bundesausschuss auf seiner ersten Sitzung mit der Kommuni-
kation der Landesverbände mit ihren Mitgliedsorganisationen und der Mitgliederentwick-
lung in den Ländern, und er entwickelte neue Formen der Arbeit und der Themenfindung 
für den Bundesausschuss. Auf der zweiten Sitzung stellte der Landesverband Bayern die 
Arbeit seiner Stiftung „Leben pur“ vor. Mit Hilfe der Präsentation des ausgezeichneten Be-
rufsbildungsprojekts „Feinwerk“ für Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderun-
gen durch den Bereichsleiter von Leben mit Behinderung Hamburg, Matthias Westecker, 
setzte sich der Bundesausschuss intensiv mit dem Anspruch und den Möglichkeiten der 
Berufsbildung für Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen auseinander. 
 
Die Geschäftsstelle war sehr durch die Jubiläumsaktivitäten gebunden. Dennoch konnte 
das laufende Geschäft ordnungsgemäß und im vollen Umfang bewältigt werden. Eine frei-
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gewordene Juristenstelle im Referat Sozialpolitik und Sozialrecht konnte zur Mitte des 
Jahres wiederbesetzt werden. 
 
Neben den Verwaltungsfachkräften und der Geschäftsführung sind die Referate Sozialpo-
litik/Sozialrecht, Sport und Bildung, Offene Hilfen und Clubs und Gruppen, Öffentlichkeits-
arbeit und Verlag, Redaktion Zeitschrift DAS BAND, Betriebswirtschaft/Aktion Mensch und 
das Projekt „Frauen sind anders - Männer auch“ hauptamtlich besetzt.  
 
 
Düsseldorf, 21.06.2010 
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Finanzbericht 2009 
 
Der geprüfte Jahresabschluss des Bundesverbandes für das Jahr 2009 weist eine Ent-
nahme aus den Rücklagen in Höhe von € 28.981,14 aus. Der Bundesausschuss, die 
Ländervertretung des Bundesverbandes, hatte angesichts der erhöhten Aufwendungen 
und der Risiken im Jubiläumsjahr einer Entnahme aus den Rücklagen in Höhe von € 
87.000 Euro zugestimmt. Durch die großartige Beteiligung der Mitgliedsorganisationen 
und der Familien aus den Orts- und Kreisvereinen an den Aktivitäten zum 50-jährigen 
Bestehen des Bundesverbandes musste auf die Risikovorsorge im Haushalt nicht in dem 
zu erwartenden Maße zurückgegriffen werden. Auch konnten im Zusammenhang mit 
dem Jubiläum zusätzliche Mittel erschlossen werden.  
 
Das akzeptable Ergebnis des Jahres 2009 kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
sich die Eigenmittelsituation des Bundesverbandes tendenziell weiter verschlechtert. Bei 
den Mitgliedsbeiträgen können zwar Steigerungen verzeichnet werden, die auf einen 
Zuwachs der Mitgliedsorganisationen zurückzuführen sind. Sie müssen jedoch für die mit 
dem Zuwachs verbundenen Mehraufwendungen eingesetzt werden. Die Tendenz der 
zurückgehenden Spendeneinnahmen konnte um den Preis aufgehalten werden, dass 
keine umfangreichen Neuspendenwerbeaktionen durchgeführt wurden. Der Verzicht auf 
die Erschließung neuer Spenderinnen und Spender im Berichtszeitraum hat sich zwar 
positiv auf der Ausgabenseite niedergeschlagen, führt aber absehbar zu einer Auszeh-
rung des Spendenpotentials des bvkm. Das Einwerben von Spenden und Bußgeldern 
durch den Bundesverband findet dort seine Grenzen, wo die Spenden- und Bußgeldho-
heit der Landesverbände, Orts- und Kreisvereine berührt wird. Die Zinseinnahmen sind 
durch die Einbrüche am Kapitalmarkt deutlich zurückgegangen. Kapitalverluste hatte der 
Bundesverband nicht zu verzeichnen.  
 
Nichtzweckgebundene Einnahmen sind für die Arbeit des Bundesverbands aber uner-
lässlich. Durch die Mitgliedsbeiträge, Spenden, Zinserträge und die Erlöse des Verlags 
müssen die notwendigen Eigenmittel aufgebracht werden, damit Drittmittel  akquiriert 
und Projekte durchgeführt werden können. Zwei Euro Drittmittel erfordern mindestens 
einen Euro Eigenmittel. Hier hat sich die Situation weiter verschärft und hier liegen wei-
terhin die Herausforderungen für die kommenden Jahre. 
 
Zu den Positionen im Einzelnen: 
Die Steigerung der Personalkosten um 2,2 % ist zum größten Teil auf den Tarifabschluss 
von 2,8 % im Öffentlichen Dienst zurückzuführen. Darüber hinaus gab es Stundenauf-
stockungen im Zusammenhang mit den Jubiläumsaktivitäten. Die Steigerung wäre höher 
ausgefallen, wenn die zweite Juristenstelle ganzjährig besetzt gewesen wäre. Im Bereich 
Veranstaltungen und Öffentlichkeitsarbeit schlagen sich ebenfalls die Jubiläumsaktivitä-
ten nieder. Projekte und Bildungsmaßnahmen konnten auf dem Niveau des Vorjahres 
gehalten werden. Auch die übrigen Ausgabenpositionen bewegen sich in ihrer Gesamt-
heit in der gleichen Größenordnung wie in den vorangegangenen Jahren. Steigerungen 
in einzelnen Ausgabenbereichen stehen Einsparungen in anderen gegenüber.  
 
Die Aufwendungen für die Zeitschrift DAS BAND sind im abgelaufenen Jahr gestiegen. 
Die Anpassung an das jetzt erreichte Kostenniveau ist die Folge davon, dass über die 
letzten zehn Jahre hinweg wesentliche Kostensteigerungen vermieden werden konnten. 
Der aktuelle Aufwand darf sich nicht weiter erhöhen. Die Anzeigeneinnahmen entwickel-
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ten sich nach wie vor unbefriedigend. Neben der allgemeinen wirtschaftlichen Situation 
wurde dies auch durch den Ausfall der externen Anzeigenverwaltung verursacht. Der 
verlag selbstbestimmtes leben konnte die Umsatzzahlen des Vorjahres nicht erreichen. 
Für die erforderlichen Werbe- und Vertriebsaktivitäten fehlte im abgelaufenen Jubiläums-
jahr die Zeit. Zudem musste der Bestand um einige nichtgängige Bücher bereinigt wer-
den. Dennoch erfüllte der Verlag eine wichtige Funktion zur Vermittlung von Fachwissen 
und zur Information von Eltern und behinderter Menschen. 
Nach wie vor stellen die Zuwendungen der Deutschen Rentenversicherung Bund und 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie die Förderung 
durch die Krankenkassen zusammen mit der Förderung von Projekten durch die Aktion 
Mensch den größten Teil der Grundfinanzierung der Verbandsarbeit dar. Die Selbsthilfe-
förderung der Krankenkassen stieg deutlich an. Für den Berichtszeitraum hat der Bun-
desverband erneut das Spendensiegel des Deutschen Zentralinstituts für soziale Fragen 
erhalten. Der Vorstand des Bundesverbandes, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle sichern nicht nur den satzungsgemäßen, sondern auch den sorgfältigen, 
sparsamen und effektiven Einsatz der Mittel im Interesse behinderter Menschen und ih-
rer Familien zu. 
 
Düsseldorf, 15.07.2010 
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